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Zusammenfassung: Thematisiert wird die Rolle potenzieller bzw. angedrohter Regulie-
rungsmaßnahmen bzw. von informeller „Schattenregulierung“ in der Telekommunikations-
wirtschaft. Analytischer Rahmen ist dabei die Existenz multinationaler Unternehmen in offe-
nen Volkswirtschaften, was als der Realität angemessener Ansatz zu sehen ist und die wohl-
fahrtsökonomische Analyse der Regulierung beeinflusst. Dabei stehen mit Blick auf die Rolle 
von Schattenregulierung die Wirkungen auf Preise, Investitionen und Innovationen sowie 
Börsenwert im Vordergrund der Betrachtung. In den technologiedynamischen Telekommuni-
kationsmärkten mit ihrem hohen Potenzial an Prozess- und Produktinnovationen im Infra-
struktur- bzw. im digitalen Dienstebereich sind Schattenregulierungen aus ökonomischer bzw. 
theoretischer Sicht kritisch zu sehen. Dies ergibt sich insbesondere dann, wenn Schattenregu-
lierungen auf einen Unsicherheitsaufschlag für führende Investoren bzw. Innovatoren hinaus-
laufen, so dass sich erhöhte Preise und gesamtwirtschaftlich reduzierte Investitionen und Pro-
duktionsmengen ergeben. Daher sind diskretionäre Regulierungsspielräume der Wettbe-
werbsaufsichtsbehörden sinnvoll zu beschränken. Für eine rationale Regulierung der Tele-
kommunikation in der EU ist auf supranationaler und nationaler Ebene von Seiten der Wirt-
schaftspolitik Sorge dafür zu tragen, dass nicht durch Expansion von Schattenregulierungen 
eine ordnungspolitisch problematische und investitions- bzw. innovationsseitig schädliche 
Fehlentwicklung stattfindet; tatsächlich können unter bestimmten Bedingungen Access Holi-
days und Sunset-Klauseln sinnvolle Instrumente sein, um mehr infrastrukturbasierten Wett-




Summary: The focus of the analysis is on the role of potential regulations and the threat of 
regulatory intervention, respectively: Informal (shadow) regulation is a challenge in telecom-
munications. The analytical framework is the existence of multinational companies in open 
economies, which is a new and adequate perspective for analyzing the welfare effects of regu-
lation. We focus on the role of shadow regulation with respect to its impact on prices, invest-
ments, innovations, and the stock market price. As regards the effects of shadow regulation in 
telecommunications markets – characterized by a high potential for product and process inno-
vations both in infrastructure and services – one may raise critical points against this type of 
informal regulation. Shadow regulations lead to a premium reflecting uncertainty: there could 
be less investment and innovations than otherwise; higher telecommunications prices could go 
along with reduced aggregate investment and output volumes. This implies that discretionary 
room for regulatory intervention should be restricted. Rational regulations of telecommunica-
tions in the EU – both at the national and the supranational level – should be characterized by 
policy strategy which avoids the growth of shadow regulation. Such shadow regulation un-
dermines the consistency of the institutional framework relevant for the private sector, and is 
likely to undermine investment and innovation. Under certain conditions access holidays and 
sunset clauses could be useful instruments to bring about increased facilities- based competi-
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1.   Schattenregulierung als Phänomen und Problem 
Die Telekommunikationswirtschaft ist ein von starkem technologischen Fortschritt und anhal-
tender Internationalisierung bzw. Direktinvestitionen geprägter Sektor, der in der EU durch 
die Marktöffnungsvorgaben der Europäischen Kommission von 1998 zudem durch eine hohe 
Anbieter- und Internationalisierungsdynamik charakterisiert ist. Digitale Telekommunikati-
onsdienste werden auf Basis eigener oder gemieteter Infrastruktur national, aber auch interna-
tional angeboten. Die Telekommunikationswirtschaft in der EU bzw. weltweit ist von hoher 
Innovationsdynamik geprägt (OECD, 2005) – mit Innovationsimpulsen sowohl von der Seite 
der Ex-Monopolisten wie aus dem Kreis innovativer Newcomer. Für multinationale Tele-
kommunikationsunternehmen, die vor der Frage stehen, in welchen Märkten bzw. Ländern sie 
Produktinnovationen prioritär anbieten sollen, erscheinen die national in der EU differieren-
den Regulierungsansätze verhaltensrelevant. Explizite Regulierung und impliziter Regulie-
rungsdruck im jeweiligen Heimatmarkt werden dabei mit den effektiven Regulierungsregimes 
in anderen Ländern verglichen; das erstmalige Anbieten neuartiger Dienste findet bei hinrei-
chend investoren- bzw. innovationsunfreundlichem Umfeld nicht notwendigerweise im In-
landsmarkt bzw. im relativ großen Heimatmarkt statt, was erhebliche negative Wohlfahrtsef-
fekte zur Folge haben kann. Diese Regulierungsproblematik ist Teil einer Neubetrachtung der 
Infrastrukturökonomik mit ihren neueren Beiträgen (HARTWIG/KNORR, 2005). 
Von Seiten der Wirtschaftspolitik sind in den EU-Mitgliedsländern sektorspezifische 
Wettbewerbsregeln – so auch in der Telekommunikation – verankert worden, die den Wett-
bewerb erhalten bzw. fördern sollen. Hierbei spielt zudem die EU-Rahmenregulierung eine 
wichtige Rolle, die in 2002/2003 in novellierter Form in Kraft trat und auf die Sicherung eines 
funktionsfähigen Wettbewerbs abstellt. Die supranationale Regulierung stellt einen ordnungs-
politischen Rahmen im EU-Binnenmarkt für Telekommunikation dar, dessen Grundlagen in 
der Liberalisierung der Telekommunikationsnetze bzw. -sprachdienste in den späten 90er Jah-
ren zu finden sind. Telekommunikationsdienste sollen im Wettbewerb erbracht werden, wobei 
es infrastrukturgestützte Anbieter und reine Resale-Anbieter gibt. Digitale Dienste sind wich-
tige Inputs für alle Unternehmensbereiche und werden von den privaten Haushalten auch un-
mittelbar nachgefragt. Sowohl Unternehmen als auch Haushalte sind seit den späten 90er Jah-
ren in den Genuss fallender Preise und einer Fülle von Innovationen gekommen. Dabei haben 
sich die Innovationszyklen verkürzt, eine angemessene Rendite im Schumpeterschen Sinn ist 
daher für innovative Unternehmen unerlässlich. 
Während man aus einem traditionellen Leitbild der Wettbewerbspolitik im Telekomsektor 
vor allem statische Allokationseffizienz (Preis im Marktgleichgewicht spiegelt die Grenzkos-
ten bzw. langfristigen Durchschnittkosten wider) betont hat, ergibt sich aus einer Schumpeter-
schen – die Innovationsdynamik betonenden – Sicht eine besondere Relevanz der dynami-
schen Wettbewerbsfunktionen: Die Betonung liegt hier dann naturgemäß deutlich auf Pro-
zess- und Produktinnovationen. Für Deutschland wie die EU ist eine Schumpetersche Per-
spektive der Wettbewerbsdynamik nach der ersten Phase der Marktöffnung wichtig, zumal 
die EU-Mitgliedsländer wie die EU, und zwar unter der Überschrift „Lissabon-Agenda“, die 
Förderung von Innovation, Wachstum und Beschäftigung betont haben. Im Übrigen bedeutet  
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die im Weiteren angewendete Zwei-Länder-Perspektive (allgemein: n-Länder-Ansatz), dass 
bei der wohlfahrtstheoretischen Analyse die Wirkungen von expliziter und impliziter Regulie-
rung nicht beschränkt auf ein Land zu sehen sind. Vielmehr ist bei vielen Fragen eine interna-
tionale Perspektive angemessen, wenn es um Fragen von Wettbewerbsdynamik und rationaler 
Regulierung geht. Daher rücken auch Fragen des Systemwettbewerbs und der Standortkon-
kurrenz in besonderer Weise in den Blick. 
Im Zuge der Öffnung von Telekommunikationsmärkten in der EU bzw. im Zuge von Pri-
vatisierungen von Ex-Monopolunternehmen wurde eine explizite Regulierung des jeweiligen 
nationalen Incumbents notwendig, wobei es bei Regulierungen Informations- und Anreiz-
probleme gibt (BEESLEY/LITTLECHILD (1989); VOGELSANG (1998), BORR-
MANN/FINSINGER (1999), BRUNEKREEFT (2000), WELFENS (2005b), KNIEPS, 2005). 
Aus ökonomischer Sicht ist vor allem in der ersten Marktöffnungsphase eine strikte Regulie-
rung des Ex-Monopolisten notwendig, da in dieser Phase die Nachhaltigkeit des Wettbewerbs 
noch ungesichert ist; allein potenzieller Wettbewerb reicht als Disziplinierung des Incumbents 
nicht aus, da es Markteintrittsbarrieren bzw. sunk costs gibt. Erst mit einer wachsenden Zahl 
von expandierenden Newcomern – sowie ggf. neuen Technologien, die ein Weniger an sunk 
costs bzw. geringere Marktzugangskosten implizieren – ist funktionsfähiger Wettbewerb zu 
erwarten, der denkbare Monopolpreisspielräume des Ex-Monopolisten weitgehend reduziert 
und zu statischer Effizienz im Sinn einer kostenorientierter Preissetzung zwingt – in mittel-
fristiger Sicht auch zu dynamischer Allokationseffizienz, die eine optimale Innovationsrate 
realisierbar macht. Tatsächlich ist der Bereich der Telekommunikation einer der dynamischs-
ten Patentanmeldebereiche in der EU in den 90er Jahren gewesen, wobei auch mittelfristig 
eine hohe Innovationsintensität zu verzeichnen ist (WELFENS/ZOCHE/JUNGMITTAG et. 
al., 2005). 
Die Regulierungspraxis bislang weitgehend von einer Expansion der Regulierung geprägt, 
wobei sich die Regulierung einerseits auf den Bereich der Infrastruktur, andererseits auf digi-
tale Dienste bezieht. In der Telekommunikationswirtschaft ist dabei zu beachten, dass eine 
Reihe von Anbietern sowohl Infrastruktur betreibt als auch darauf aufgesetzte Dienste anbie-
tet, so dass Aspekte der vertikalen Integration zu beachten sind. In der Regulierungspraxis hat 
man sich seitens der REGTP/Bundesnetzagentur den vielfältigen Herausforderungen in den 
ersten Jahren der Festnetzöffnung recht erfolgreich gestellt. Allerdings ist auffällig, dass die 
Zahl und Intensität der Regulierungen im Zeitablauf kaum abgenommen hat, wobei zudem 
eine Reihe von Marktakteuren offenbar von im Zweifelsfall weiter zunehmender Regulierung 
ausgeht.  
Neben der Vielzahl bekannter expliziter Regulierungen gibt es auch eine Grauzone der 
Regulierung. Schattenregulierung (i.e.S.) bezeichnet die Gesamtheit aller Regulierungen, die 
nicht unmittelbar zwingend als Regulierungseingriffe in den Marktprozess auf Basis beste-
hender Gesetzgebung vorgesehen ist. Schattenregulierung ist daher insbesondere als diskreti-
onäres Handlungsfeld des Regulierers zu definieren, wobei die Existenz der Schattenregulie-
rung als solcher einerseits und die andererseits explizite bedingte Drohung des Regulierers 
zum Einsatz künftiger – noch vager – Regulierungsinstrumente Verhaltenswirkungen haben. 
Hierbei stehen aus analytischer und wirtschaftspolitischer Sicht Wirkungen auf die Preisent-
wicklung sowie Investitions- und Innovationsprozesse im Vordergrund der Betrachtung. 
In den seit 1998 liberalisierten Festnetzmärkten mit asymmetrischer Regulierung für 
marktbeherrschende Unternehmen hat die EU-Rahmenregulierung in Verbindung mit der na-
tionalen Regulierung in einer ersten Marktöffnungsphase für Wettbewerb gesorgt. Zahlreiche  
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Newcomer sind in Deutschland in den Markt eingetreten und konnten sich unter recht günsti-
gen Bedingungen – mit Inkasso durch die Deutsche Telekom AG – entfalten. Der Ex-
Monopolist wiederum hat sich im Zuge von Restrukturierungen und Innovationsanstrengun-
gen auf die neuen Marktgegebenheiten in der Telekommunikation eingestellt, die insbesonde-
re durch fünf Elemente gekennzeichnet waren: 
•  mittelfristig deutlich sinkende Preise; 
•  starke und nachhaltige Zunahme der Zahl neuer Anbieter; 
•  deutliche Internationalisierung sowohl der Festnetz- wie der Mobilkommunikation; 
•  hohe Innovationsdynamik bzw. Wachstumsraten der Patentanmeldungen (letztere ge-
messen an den Wachstumsraten der Patentanmeldungen beim Europäischen Patent-
amt). Dies gilt für Festnetz, Mobilfunk, Internet und andere Bereiche. 
•  Zunahme von neuen digitalen Diensten bzw. Produktinnovationen. 
Der Sektor der Telekommunikation gehört zum Bereich der Informations- und Kommuni-
kationstechnologie (IKT), bei dem die EU – außer bei der Mobilkommunikation – im Ver-
gleich zu den USA einige Rückstände festzustellen hat, die gerade auch vor dem Hintergrund 
der Lissabon-Strategie der Europäischen Union bedenklich sind (DE-
NIS/McMORROW/RÖGER/VEUGELERS, 2005); die Lissabon-Agenda setzt auf ein Mehr 
an Wachstum und Beschäftigung durch Expansion des IKT-Sektors bzw. die Steigerung der 
EU-Wettbewerbsfähigkeit im Rahmen einer innovativen digitalen Wissensgesellschaft. Ange-
sichts der Wachstumsschwäche und der Arbeitsmarktprobleme in Deutschland bzw. in der EU 
ist die Frage einer innovations- und internationalisierungsgerechten Basis für Regulierung von 
besonderer Bedeutung. 
Aus ökonomischer Sicht ist IKT ein wichtiger Wachstumstreiber für die moderne Wirt-
schaft; sowohl die Produktion von IKT-Gütern und die IKT-Dienste, die wiederum Investitio-
nen in IKT-Kapitalgüter voraussetzt, tragen nach einschlägigen Untersuchungen (VAN 
ARK/PIATKOWSKI, 2004; WELFENS/JUNGMITTAG, 2002; AUDRETSCH/WELFENS, 
2003; BARFIELD/HEIDUK/WELFENS, 2004; WELFENS/ZOCHE/JUNGMITTAG et al., 
2005) erheblich zu Produktivitäts- bzw. zum Wirtschafts- und Jobwachstum bei. Die Tele-
kommunikationswirtschaft ist dabei von besonderer Bedeutung, da sie nicht nur hochwertige 
Dienste für Haushalte, sondern vor allem auch für Unternehmen anbietet: Die Vernetzung der 
Wirtschaft einerseits und andererseits die Nutzung digitaler Dienste als Vorprodukte in der 
Wertschöpfung aller Sektoren ist ein wichtiges Merkmal der Telekommunikationswirtschaft 
(WELFENS/GRAACK, 1996; WELFENS, 2003), die zudem durch Netzwerkeffekte gekenn-
zeichnet ist. Ökonomisch gesehen geht es hier um eine endogene Nachfragesteigerung, die 
auf ein Nach-außen-drehen der Nachfragekurve in der Expansionsphase bestimmter Dienste 
hinausläuft – diese besondere Netzwerkdynamik gilt für Dienste wie das Fax oder die Mobil-
kommunikation ebenso wie für innovative Dienste wie SMS oder MMS.  
In Deutschland ist eine asymmetrische Regulierung im Festnetzbereich eingeführt wor-
den, die der besonderen Ausgangssituation nach der Marktöffnung Rechnung trägt; die New-
comer bzw. Wettbewerber des Ex-Monopolisten hatten anfänglich sehr geringe Marktanteile. 
Allerdings sind die Marktanteile der Wettbewerber im Zeitablauf gestiegen, zugleich hat sich 
eine starke Internationalisierung der Märkte ergeben: Direktinvestitionen in Nachbarländern 
bzw. im Ausland sind zu Beginn des 21. Jahrhunderts ein wichtiges Charakteristikum der 
Festnetz- und Mobilfunkmärkte in der EU.   
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Bezogen auf den EU25-Gesamtmarkt der elektronischen Kommunikation (Mobilfunk, 
Festnetztelefonie, Festnetzdatendienste und Kabel-TV-Dienste) ist das Festnetzsegment nach 
einer Stagnation in 2001/02 von einem leichten Rückgang in den beiden Folgejahren gekenn-
zeichnet, wobei der Mobilfunkumsatz in 2001 den Umsatz bei der Festnetztelefonie um 6 
Mrd. Euro und in 2004 um rund 30 Mrd. Euro überstieg (COMMISSION, 2004, S.3ff); die 
Zahl der Anbieter im Bereich Netzbetrieb und bei der Sprachtelefonie ist zwischen 1998 und 
2004 sowohl im EU15-Bereich wie in der EU25 deutlich gestiegen. Auf den EU15-Märkten 
ist der Anteil der EU15-Incumbents – bezogen auf Umsatzzahlen – im Zeitablauf deutlich 
gefallen: Bei Ortsgesprächen von 86,9% im Dezember 2001 auf 76,8% im Dezember 2003, 
bei Gesprächen ins Mobilfunknetz von 79,4% im Dezember 2000 auf 67,4% im Dezember 
2003, bei Ferngesprächen von 74,6% im Dezember 2000 auf 66,5% im Dezember 2003, bei 
internationalen Gesprächen von 67,2% im Dezember 2000 auf 59,9% im Dezember 2003. 
Nachdem die REGTP (Bundesnetzagentur) als staatliche Regulierungsbehörde in einer 
ersten Liberalisierungsphase die Weichen zugunsten von Wettbewerb gestellt hat, ergibt sich 
nach immerhin sieben Jahren intensivierter Konkurrenz die Frage, wie rationale Regulierung 
in einem zunehmend von Internationalisierung und Innovation gekennzeichneten Umfeld aus-
zugestalten ist; und wo sektorspezifische Regulierungselemente auslaufen können.  
Auf EU-Ebene hat die Rahmenregulierung von 2002/03 festgelegt, dass ein Markt dann 
der Ex-ante-Regulierung unterworfen wird, wenn der betrachtete Markt adäquat als relevant 
abgegrenzt wurde, und zwar in Übereinstimmung mit den Commission’s Notice on Market 
Definitions (Commission Guidelines on Market Analysis, 2002/C165/03, July 2002). Ein 
Markt, der Kandidat für Ex-ante-Regulierung ist, muss kumulativ einen dreifachen Test be-
stehen:  
•  Es muss wesentliche and nachhaltige Markteintrittsbarrieren geben;  
•  der Markt ist ohne inhärente Tendenz zu effektivem Wettbewerb in einem relevanten 
Zeithorizont;  
•  das allgemeine Wettbewerbsrecht ist nicht ausreichend, um mit den erwarteten wett-
bewerbspolitischen Problemen zurecht zu kommen.  
Im Licht dieses Ansatzes ist zu folgern, dass im Zweifelsfall das allgemeine Wettbewerbs-
recht zur Geltung kommen soll – mit seiner Ex-post-Orientierung (außer in Fragen von Betei-
ligungen und Unternehmensübernahmen). Das bedeutet jenseits einer ersten Phase der Markt-
öffnung mit fehlender Nachhaltigkeit des Wettbewerbs, dass der Grundsatz „im Zweifel ge-
gen Regulierung“ zur Anwendung kommen müsste. 
Die Europäische Kommission hat im Übrigen 18 Märkte als Kandidaten für Ex-ante-
Regulierung identifiziert (Commission Recommendation on Relevant Markets...susceptible to 
ex ante Regulation, C(2003)497, February 2003). Paragraph 15 der Recommendations stellt 
auch mit Blick auf Märkte mit signifikanter Marktmacht fest, dass „new and emerging mar-
kets, in which player power may be found to exist because of „first mover“ advantage, should 
not in principle be subject to ex ante regulation“. Dabei wird allerdings eine Ex-ante-
Regulierung grundsätzlich auch nicht ausgeschlossen. Die Europäische Kommission betont 
hier die dynamische Allokationseffizienz. Der Anreiz zur Innovation soll für Unternehmen 
nicht ohne weiteres geschwächt werden. Dabei wird die List der 18 Märkte in 2006 einem 
Review unterzogen, was zu einem Weniger an Regulierung führen könnte.   
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Die Novellierung des TKG hat in Deutschland für die Regulierungsbehörde Leitplanken 
hin zu einem Weniger an Regulierung gestellt, wobei die REGTP in der Telekommunikati-
onswirtschaft neuerdings auch eine gewisse Ex-post-Aufsicht vornehmen soll. Gleichwohl ist 
in der Regulierungspraxis eine zunehmende Ausweitung der Regulierung zu beobachten, was 
ordnungspolitische Konsistenzfragen aufwirft. Zudem gibt es nicht allein explizite Regulie-
rungseingriffe, die regulierte Unternehmen zu beachten haben, sondern es hat sich auch eine 
vielfältige Tendenz zur Androhung von Regulierungen – im informellen Umgang von Regu-
lierungsbehörde und regulierten Unternehmen – ergeben: Hier zeigt sich das Phänomen der 
„Schattenregulierung“, die die Behörde im Zuge diskretionärer Verhaltensspielräume zu einer 
eigenständigen Strategiesäule zur Disziplinierung von Unternehmen entwickelt hat. Diese 
Schattenregulierung ist wenig transparent, oftmals nachhaltig wirksam und zugleich in vielen 
Bereichen für die betroffenen Unternehmen kaum konkret antizipierbar. Damit hat sich ein 
problematisches Feld einer Expansion von Regulierung ergeben. 
Aus ordnungspolitischer Perspektive sollten sektorspezifische Wettbewerbsregeln ohnehin 
möglichst beschränkt ausfallen, zudem ist eine Art endogene Proliferation von Regulierung in 
einem wettbewerbs- und technologiedynamischen Sektor wie der Telekommunikation volks-
wirtschaftlich nicht kostenlos. Die nachfolgende Analyse greift das Phänomen der Schatten-
regulierung auf und thematisiert dies mit Blick auf Verhaltensänderungen von Unternehmen 
bzw. Investitions- und Innovationsaspekte sowie die Wohlfahrtswirkungen. Dabei wird aus 
normativer Sicht ein disaggregierter Regulierungsansatz zugrunde gelegt (KNIEPS, 2005), 
der Regulierungen auf Engpassbereiche mit sunk costs – und dies in der Regel auf der Vor-
leistungsebene – begrenzen will, um dem Preis- und Innovationswettbewerb Raum zu geben. 
Nicht eingegangen wird hier im weiteren auf den Mobilfunkbereich, bei dem neuere Ansätze 
einerseits eine geringe Notwendigkeit zur Regulierung zeigen, sofern Kooperation der Netz-
betreiber bei Investitionen möglich ist (FOROS/HANSEN/SAND, 2001); andererseits wurde 
gezeigt, dass eine implizite Koordination von Anbietern mit eigenem Netz bei Verhandlungen 
über den reziproken Netzzugang entsteht – mit geringer wettbewerblicher Problematik im Fall 
eines zweistufigen Tarifs – und dabei adäquate Regulierungen ggf. eine Tendenz zur Unterin-
vestition in Qualitätsverbesserungen verhindern können (VALLETTI/CAMBINI, 2003).   
Regulierungen haben aus ökonomischer Sicht den Sinn, für statische und dynamische Al-
lokationseffizienz zu sorgen, wobei im Übrigen die Kosten der Regulierung mit zu bedenken 
sind. Ein rationaler Regulierungsansatz wird in diesem Sinn eine optimale Regulierung an-
streben und muss dabei im Zeitablauf keineswegs in Umfang und Inhalt konstant sein. Zu 
bedenken ist zudem in einer offenen Volkswirtschaft mit Direktinvestitionszuflüssen und -
abflüssen in regulierten Sektoren, dass die Existenz multinationaler Unternehmen aus einer 
wohlfahrtsökonomischen Sicht mit bedacht werden muss (WELFENS, 2005b): Führt etwa 
eine wettbewerbsintensivierende Regulierung zu technologischen bzw. eigentümerspezifi-
schen Vorteilen der inländischen Unternehmen im regulierten Sektor derart, dass im Ausland 
verstärkt erfolgreiche Direktinvestitionen vorgenommen werden, dann erhöht sich über den 
Zufluss von Gewinnen aus ausländischen Tochterunternehmen das Bruttonationaleinkommen. 
Die folgende Analyse betrachtet zunächst die Innovationsdynamik und das Phänomen der 
Schattenregulierung aus theoretischer Sicht, bevor auf die wirtschaftspolitischen Implikatio-
nen bzw. die Folgerungen für eine rationale Regulierung eingegangen wird. Auf Basis der 






2.  Explizite und implizite Regulierung der Telekommunikation in 
einem dynamischen Digitalen Wirtschaftssystem 
2.1   Innovationsdynamik 
Schumpetersche Innovationsprozesse sind in einer wachsenden dynamischen Wirtschaft ein 
unverzichtbarer Bestandteil der ökonomischen Entwicklung. Wesentlich sind hier einerseits 
Diffusion und andererseits Innovation – letzteres sind kommerziell erfolgreiche Inventionen.  
Bei Innovationen sind zu unterscheiden: 
•  Produktinnovationen: Produktinnovationen schaffen neue Märkte und ziehen Kauf-
kraft aus anderen Märkten faktisch ab; Produktinnovationen erlauben es, höhere Preise 
auf den Märkten zu realisieren, wobei die F&E-Kosten angemessen zu refinanzieren 
sind. In Märkten mit heterogener Konkurrenz bzw. Produktinnovationen haben die in-
novatorischen Anbieter einen gewissen Preisspielraum, zudem müssen sie prüfen, 
welche Anteile der Forschungsressourcen bzw. des Innovationsbudgets für Produkt- 
bzw. Prozessinnovationen ausgegeben werden sollen. 
•  Prozessinnovationen: Prozessinnovationen laufen auf Kosten- bzw. Preissenkungen 
und damit höhere Absatzmengen hinaus – ggf. auch auf (sektorale) Beschäftigungs-
gewinne.  
Telekommunikationsmärkte sind ein Kernbestandteil von IKT; auf diese Märkte wirkt die 
Regulierung des Infrastrukturbereichs bzw. der digitalen Dienste ein. Regulierungen als sek-
torspezifische Wettbewerbsregeln auf globaler, supranationaler, regionaler und nationaler 
Ebene geben wichtige Verhaltensimpulse. 
Bei Innovationen bestehen in regulierten Märkten aus Unternehmenssicht die folgenden 
grundlegenden Risiken: 
•  Marktnachfragerisiko: Die Nachfrage kann sich im Zeitablauf vermindern oder erhö-
hen; die Substitutionskonkurrenz mit anderen Produkten und die Einkommensent-
wicklung – bzw. die Höhe der Einkommenselastizität der Nachfrage – spielen hier ei-
ne Rolle. Als positiver Verstärker im Telekommunikationssektor können zudem 
Netzwerkeffekte wirken.  
•  Angebotsrisiko bzw. Markteintrittsrisiko: Neue Anbieter können mit zusätzlichen Ka-
pazitäten in den Markt eintreten und zu einem Renditeverfall führen; dies können in- 
oder ausländische Unternehmen sein. 
•  Technologierisiko: Neue konkurrierende Technologien können die vom Unternehmen 
selbst lancierte Innovation unterminieren oder gar obsolet machen; Netzwerkeffekte 
können hier zugunsten eines erfolgreichen Innovators wirken. 
•  Regulierungsrisiko: Veränderte bzw. unerwartet verschärfte Regulierungen können die 
Rentabilität der geplanten Innovation bzw. Investition erheblich beeinträchtigen.  
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Innovationen tragen positiv zur Gewinnentwicklung des Unternehmens bei und sind damit 
für die Eigenkapitalbildung bzw. die Investitions- und Innovationsfinanzierung wesentlich. 
Bei unvollkommenen Kapitalmärkten kommt hinzu, dass Unternehmen insbesondere hinrei-
chend Eigenkapital brauchen, um international externes Unternehmenswachstum realisieren 
zu können: Durch Beteiligungen, Übernahmen und Unternehmens-zusammenschlüsse. Inter-
nes und externes Unternehmenswachstum sind wiederum zusammen mit anderen Impulsen 
wichtig für gesamtwirtschaftliches Wachstum. 
Im Zuge des Wachstumsprozesses – dieser ist wesentlich auch von der IKT-Expansion 
bzw. der Expansion des Telekomsektors (OECD, 2005) getrieben – kommt es zu einer Erhö-
hung der Pro-Kopf-Einkommen, wodurch wiederum die Nachfrage nach differenzierten Pro-
dukten ansteigt, was Anreize für ein Mehr an Produktinnovationen gibt. Die Erhöhung des 
Bruttoinlandsprodukts bzw. des Bruttonationaleinkommens erleichtert zudem die Nutzung 
von Economies of Scale und gibt damit auch Anreize für Prozessinnovationen. Zudem ist zu 
bedenken, dass die Expansion in internationale Märkte die Refinanzierung von Innovations-
ausgaben am Markt erleichtern kann. Digitale Produkt- und Prozessinnovationen stimulieren 
auf vielfältige Weise wiederum den allgemeinen Innovationsprozess, und zwar insbesondere 
wenn solche Innovationen auf der Vorproduktebene eingehen; und dabei ggf. sogar Netz-
werk- bzw. Standardisierungseffekte als eine Art Momentum-Multiplikator eingehen. Auf die 
Innovationsdynamik wirkt wiederum die nationale und internationale Regulierung ein (Abb. 
1). Neue digitale Dienste wiederum gehen als Inputfaktoren in die Produktion aller Sektoren 
ein, so dass die Dynamik des Telekommunikationssektors letztlich die gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung beeinflusst. Daher ist es außerordentlich wichtig, dass die nationale – ggf. auch 
regionale – und internationale Regulierung des Telekommunikationssektors für einen funkti-
onsfähigen dynamischen Wettbewerb sorgt.  
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2.1.1.  Wohlfahrtstheoretische Grundlagen der Innovationsdynamik in offenen Volks-
wirtschaften 
Aus ökonomischer Sicht gilt als wichtiges Kriterium zur Beurteilung alternativer Politikmaß-
nahmen die Höhe der Konsumenten- bzw. Produzentenrente, wobei letzteres gleichbedeutend 
mit Residualgewinn ist. Die Konsumentenrente ist der Zusatznutzen, der sich für die Nachfra-
ger bei einheitlicher Preissetzung ergibt – zahlreiche Nachfrager wären ja bereit gewesen, 
entsprechend ihrem jeweiligen (Grenz-)Nutzen durchaus mehr zu bezahlen als den Markt-
preis. Nachfolgend wird zunächst die herkömmliche Sicht der Innovationsdynamik in einem 
Partialmodell dargestellt, bevor eine Erweiterung des Analyserahmens in einer Modellbe-
trachtung mit Direktinvestitionen in einer offenen Volkswirtschaft erfolgt.  
 
Graphische Darstellung von Produktinnovation bzw. Prozessinnovation 
Eine einfache wohlfahrtsökonomische Analyse für eine offene Volkswirtschaft mit Direktin-
vestitionen wird ggf. in einer ersten Wohlfahrtsanalyse von Innovationseffekten zunächst das 
Augenmerk auf den Einfluss der Innovation auf die Konsumentenrente legen; also den sozia- 
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len Zusatznutzen, der sich aus der Differenz von einheitlichem Marktpreis und individueller 
(höherer) Zahlungsbereitschaft auf der Nachfrageseite ergibt. Eine Prozessinnovation ver-
schiebt die Grenzkosten- bzw. Angebotskurve (k’; zur Vereinfachung sind hier konstante 
Grenzkosten angenommen) nach unten, während eine Produktinnovation die Nachfragekurve 
(DD) steiler macht. Die entsprechenden Mengen- und Preiseffekte von Prozess- bzw. Pro-
duktinnovation sowie die Effekte auf die Konsumentenrente (Erhöhung ist jeweils schraffiert) 
und auch auf die Produzentenrente kann man aus der Grafik ablesen. 
 
































q0 q1 q 
DD0
 
Wohlfahrtsökonomische Betrachtung einer Produktinnovation bei alternativer Priorität 
Inland versus Ausland 
 
Wenn man die ökonomische Relevanz von Schattenregulierung in einem Modell einer of-
fenen Volkswirtschaft mit multinationalen Unternehmen erfassen will, dann ist zu bedenken, 
dass das regulierte (multinationale) Unternehmen bei der Einführung neuer Technologien 
bzw. digitaler Produkte – man denke an das Next Generation Network – alternativ in Land I 
oder Land II (Ausland) die Innovation erstmals realisieren kann. Wenn der Auslandsmarkt als 
innovationsfreundlich bzw. als ohne wesentliche Schattenregulierung zu kennzeichnen ist, 
während der Inlandsmarkt – mit großem potenziellen Absatzvolumen (erkennbar an der Lage 
der Nachfragekurve) – durch erhebliche Schattenregulierung charakterisiert ist, so ergibt sich 
folgende Problematik: Das innovative multinationale Unternehmen wird die Innovation mög-
licherweise nicht im großen Inlandsmarkt, sondern im kleinen Auslandsmarkt zuerst einfüh-
ren; denn das Unternehmen muss bei Präsenz von Schattenregulierung fürchten, dass die In-
novationsrente bei prioritärer Einführung in Inland relativ gering ausfällt bzw. eine Auslands-
priorität aus Unternehmenssicht vorteilhaft ist. Wie man aus der nachfolgenden Grafik erken-
nen kann – siehe die für den Inlands- bzw. Auslandsmarkt schraffiert dargestellten Wohl- 
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fahrtsgewinne bzw. Veränderungen der Konsumentenrenten, ist die prioritäre Realisierung der 
Innovation im Ausland mit einem Verzicht an Wohlfahrtsgewinnen im Inland erkauft: Das 
schraffierte Feld für das Inland ist größer als für das Ausland. Damit führt Schattenregulie-
rung zu einem erheblichen Wohlfahrtsverlust im Inland; dieser ist naturgemäß umso größer, je 
länger die Zeitverzögerung bei der Einführung der Produktinnovation ist. Analog gilt dies 
auch für Prozessinnovationen. 
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In Übereinstimmung mit der traditionellen Lehrbuchanalyse von Innovationen auf Märkten 
wird in der folgenden grafischen Darstellung (Abb. 5) – unter Annahme steigender Grenzkos-
ten k’0 in einer geschlossenen Volkswirtschaft – eine Prozessinnovation (Abbildungsteil a)) 
betrachtet; und zwar bei gegebenem Produkt und gegebener Lage der Nachfragekurve DD0. 
Im Abbildungsteil b) wird eine Produktinnovation analysiert, die zu einer Drehung der Nach-
fragekurve nach außen (DD1) führt. Die zunächst betrachtete Prozessinnovation wird zu ei-
nem Sinken des Marktpreises und einem Ansteigen der Gleichgewichtsmenge führen 
(Gleichgewichtspunkt E2 statt E0). Die Konsumentenrente (Dreieck AE0P0) vergrößert sich 
(Dreieck AE2P2); zudem steigt auch die Produzentenrente (Gewinndreieck E2P2G>E0P0F), so 
dass sich insgesamt ein positiver Wohlfahrtseffekt ergibt; und zwar in Höhe der Fläche 
E0FGE2. Damit wird dynamische Allokationseffizienz aus wohlfahrtstheoretischer Sicht als 
positiv eingeordnet. Grundsätzlich gelten analoge Überlegungen auch, wenn der betrachtete  
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Markt durch konstante Grenzkosten bzw. fallende Grenz- und Durchschnittskosten geprägt 
ist.  
Betrachtet man eine Produktinnovation, so werden – siehe Abbildungsteil b) – wegen der 
steileren Nachfragekurve eine höhere Gleichgewichtsmenge und ein höherer Gleichgewichts-
preis (p1) realisiert. Die Summe aus Konsumentenrente und Produzentenrente steigt vom Ä-
quivalent der Fläche AE0F auf A’E1F, was einem Zuwachs entsprechend der Fläche A’E1E0A 
entspricht. 
 
Abbildung 5: Wohlfahrtseffekte von Prozessinnovation (a) und Produktinnovation (b) in 






















































Quelle: WELFENS, 2005a 
 
Nimmt man eine offene Volkswirtschaft und mithin die Existenz von Direktinvestitionen 
in einem Zwei-Länder-Ansatz – mit distanzbedingten Handelshemmnissen – an, so entfällt im 
Fall früherer Zuflüsse von Direktinvestitionen in den betrachteten Sektor ein Teil des Residu-
algewinns auf die Tochtergesellschaften ausländischer Investoren. Werden – wie hier gesche-
hen – nur Direktinvestitionen der inländischen Unternehmen im Ausland (Land II) betrachtet, 
so entfällt ein Teil (siehe schraffierte Fläche E0FD in Abb. 6) der ausländischen Gewinne auf 
die Tochtergesellschaften im Eigentum von Land-I-Unternehmen. Dabei wird hier angenom-
men, dass die Fähigkeit von Firmen in Land I zu erfolgreicher Prozessinnovation zu ow-
nerspecific advantages im Sinn von DUNNING (1977) führt, der dies als notwendige Voraus-
setzung für erfolgreiche Auslandsinvestitionen betrachtet. Entsprechend ist das Bruttonatio-
naleinkommen von Land I dank der Auslandsgewinne größer als das Bruttoinlandsprodukt 
(WELFENS, 2005b; 2005c).  
Wenn es im Inland zu Prozessinnovationen kommt, erhöht sich nicht nur die inländische 
Gleichgewichtsmenge. Vielmehr bedeutet Innovation auch eine Zunahme firmenspezifischer 
Vorteile für inländische Unternehmen, was nach DUNNING (1977) als notwendige Voraus-
setzung für erfolgreiches Produzieren im Ausland gilt; also können die Firmen nunmehr er-
folgreich im Ausland produzieren bzw. profitieren: Damit entfällt ein Teil des Gewinns im 
Ausland (Abbildungsteil a)) auf das Inland, so dass die ökonomischen Vorteile der Schumpe-
ter-Dynamik – hier der Prozessinnovation – größer sind als bei traditioneller Betrachtung, die  
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nur auf das Inland bzw. implizit auf eine geschlossene Volkswirtschaft abstellt. Da Schatten-
regulierung Auswirkungen auf die Unternehmensgewinne im In- oder Ausland bzw. Produkt- 
und Prozessinnovationen hat, liegt hiermit ein erweiterter Analyserahmen vor: Nur eine sol-
che internationale Effekte einbeziehende Analyse kann in modernen offenen Volkswirtschaf-
ten mit multinationalen Unternehmen für die theoretische Diskussion als angemessener Ana-
lyserahmen gelten; damit wird allerdings gegenüber der traditionellen älteren Analyse bei der 
Telekommunikation Neuland beschritten. Die Internationalisierung bzw. Globalisierung der 
Telekommunikationswirtschaft verlangt nach einem realistischen und anspruchsvollen Analy-
serahmen, was auch industriepolitische Analysen einerseits und andererseits Modellierung mit 
internationaler Perspektive erfordert. 
 
Abbildung 7: Wohlfahrtseffekte von Produktinnovationen in einer Volkswirtschaft mit 






















Quelle: WELFENS, 2005a  
 
In ähnlicher Weise kann man den Fall von Produktinnovationen in einem symmetrischen 
Zwei-Länder-Modell analysieren (Abb. 7), die grafisch eine steilere Nachfragekurve im In-
land und – nach Einführung der Innovation im Auslandsmarkt – und im Ausland bedeuten, 
wobei Produktinnovationen annahmegemäß zu vernachlässigbaren Kosten auf Auslandsmärk-
te (Land II) übertragen werden können und mithin wohlfahrtsökonomisch unmittelbar zu ei-
nem Zusatznutzen in Form steigender Konsumentenrente im Ausland führen (Abb. 4). Zudem 
ist auch hier denkbar, dass die Produktinnovationsdynamik eine Stärkung der firmenspezifi-
schen Vorteile bedeutet, so dass ein erhöhter Anteil der ausländischen Gewinne über gestie- 
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gene Direktinvestitionen im Ausland an Unternehmen im Inland fließt. Auch hier zeigt sich, 
dass in einer offenen Volkswirtschaft mit Direktinvestitionen die Wohlfahrtseffekte von In-
novationen höher als in der traditionellen Lehrbuchbetrachtung sind. Das Eintreten nationaler 
und internationaler Wohlfahrtseffekte der Produktinnovation gilt auch dann, wenn das inno-
vierende Unternehmen aufgrund der Produktinnovation eine temporäre Monopolposition im 
In- und Ausland (Abb. 8) erringt, die hier vereinfachend durch eine Cournot-Preissetzung im 
In- und Ausland (Cournot-Punkt C bzw. C*) abgebildet wird: Die betrachtete Situation ist 
hier ein dynamischer Schumpeter-Wettbewerb. Die relativ hohen Gewinne sind nicht als stati-
sche Monopolgewinne zu interpretieren, sondern müssen hier als Schumpeter-Prämie für Pro-
duktinnovation eingeordnet werden. Wenn ein Innovator aus dem Inland dank einer Produkt-
innovation auch im Ausland ein temporäres Schumpetersches Monopol erringt, so wird bei 
symmetrischen Marktbedingungen bzw. jeweiliger Vor-Ort-Produktion der Unternehmens-
gewinn doppelt so hoch wie bei der reinen Inlandsproduktion ausfallen. Dabei stellt sich die 
anfänglich dargestellte Marktsituation bei statischem funktionsfähigen Wettbewerb – mit Pro-
duktinnovation – ein, wenn die Diffusionsphase abgeschlossen ist: die Schnittpunkte H im 
Inland bzw. H* im Ausland werden realisiert; ggf. kann durch spätere Standardisierung ein 
Absinken der Grenzkosten (k’01) im In- bzw. Ausland erreicht werden, so dass es zu weiteren 
Wohlfahrtsgewinnen kommt; ggf. noch ergänzt um Netzwerkeffekte. Wichtig ist hier die Ü-
berlegung, dass – wie noch zu zeigen sein wird – eine Erhöhung des Grads an Regulierungs-
unsicherheit in Land I (ggf. auch symmetrisch in Land I und II) zu einer Verschiebung der 
Grenzkostenkurven nach oben führt, was erheblich Wohlfahrtsverluste auslöst; und zwar nicht 
nur im Inland, sondern auch im Ausland. Die sozialen Kosten von Schattenregulierung sind 
daher als hoch einzustufen; im Inland würde nach Auslaufen der Diffusionsphase nun wegen 
der Grenzkostenkurve k’2 der Gleichgewichtspunkt I statt H realisiert, der Grad an Produktin-
novation – gemessen hier durch die Distanz A’B – würde vermutlich obendrein reduziert 
werden, was weitere Wohlfahrtsverluste im Inland bedeutet. 
In einer erweiterten Betrachtung könnte auch ein asymmetrisches Zwei-Länder-Modell 
analysiert werden, das auf der Produktzyklus-Theorie aufbaut und nach einer alleinigen Pro-
duktion in der Innovationsphase im innovationsführenden Land I später eine Produktionsver-
lagerung in Land II betrachtet (mit Exporten von Land I in der Marktphase 1 bzw. Importen 
von II in der Marktphase 2). Die temporären monopolistischen Schumpeter-Gewinne helfen 
hier, Produktinnovationen für künftige Produktzyklen zu finanzieren. Im Übrigen ließe sich 
die Analyse dahingehend verfeinern, dass man asymmetrische Zwei-Land-Modelle betrachtet, 
bei der die Nachfragekurven etwa unterschiedlich steil verlaufen. Hier ergeben sich aus analy-
tischer Sicht aber nur geringfügige Modifikationen.  
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Abbildung 8: Wohlfahrtseffekte von Produktinnovationen in einer Volkswirtschaft mit 
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Quelle: WELFENS, 2005a 
 
Für die Bundesrepublik Deutschland, die Sitz einiger innovationsstarker Telekommunika-
tionsunternehmen mit Auslandsaktivitäten ist, bedeutet dies, dass die Schumpeterschen As-
pekte bzw. die Innovationsdynamik in der Telekommunikations-branchen viel stärker zu be-
achten sind, als dies herkömmlich in der Wirtschaftspolitik geschieht. Tatsächlich ist in einer 
Weltwirtschaft mit Globalisierung und hoher Geschwindigkeit beim technischen Fortschritt – 
sichtbar in hohen Wachstumsraten von Patenten in der Telekommunikationswirtschaft – von 
Seiten der Wirtschaftspolitik bzw. der Regulierung die Bedeutung des Innovationswettbe-
werbs stark zu gewichten.  
Im Übrigen muss in Netzindustrien mit oligopolistischen Strukturen davon ausgegangen 
werden, dass es zu einer großen Bandbreite an unternehmerischen Verhaltensstrategien kom-
men kann (zu einer wohlfahrtsökonomisch differenzierten Analyse am Beispiel der Elektrizi-
tätswirtschaft siehe KSOLL, 2003). 
 
Oligopolistischer Wettbewerb 
In der Realität findet man auf vielen Telekommunikationsmärkten weder einen vollkomme-
nen Wettbewerb noch eine Monopolsituation vor. Vielmehr herrscht oligopolistischer Wett-
bewerb. Dabei ist typischerweise von einer erheblichen Asymmetrie in der Marktstruktur aus-
zugehen: dass nämlich der Ex-Monopolist als größtes Unternehmen eine Preisführerschaft 
innehat. Im Rahmen des Hitch-Sweezy-Modells mit asymmetrischer Preisreaktion der Wett- 
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bewerber – sie reduzieren den Preis, wenn der Marktführer ihn vermindert und lassen ihn zu-
mindest anfänglich in der Mehrheit unverändert, wenn dieser den Preis anhebt – ergibt sich 
eine geknickte Preis-Absatzkurve, die im oberen Teil der Nachfragekurve (oberhalb des 
Schnittpunktes mit der Angebotskurve) relativ preiselastisch verläuft. Hingegen ist wegen der 
geschilderten oligopolistischen Reaktionsinterdependenz der untere Teil der Nachfragekurve 
relativ steil. Betrachtet man nun den auf vielen Telekommunikationsmärkten typischen Fall 
sinkender Grenz- und Durchschnittskosten, so sieht man, dass eine Preisbildung auf Basis von 
Durchschnittskosten zu einer Gleichgewichtsmenge führt, die nur geringfügig von der volks-
wirtschaftlichen Optimalmenge – definiert durch die Bedingung Preis = Grenzkosten – ent-
fernt ist.  
Es gilt, dass bei sinkendem Marktanteil des Incumbent bzw. reduzierter Dominanz in ei-
nem Oligopol-Markt der obere Kurvenabschnitt flacher wird (aus dem Abschnitt AB wird 
A’B bzw. aus DD0 nunmehr DD1). Nimmt die Zahl der Anbieter ab bzw. die Führungskraft 
des Incumbent zu, so dass dieser eher darauf setzen kann, dass andere Firmen einer Preiser-
höhung folgen werden, so wird der obere Teil der Nachfragekurve steiler. Die Nachfragekur-
ve würde im Übrigen (insgesamt) noch steiler, wenn es zu einer Produktinnovation beim In-
cumbent kommt. Eine Welle von Produktinnovationen aller Anbieter würde hingegen die 
Nachfragekurve in der Steigung im oberen und unteren Teil möglicherweise beeinflussen, 
aber für weitere konkrete Aussagen wären komplexe industrie- bzw. spieltheoretische Model-
lierungen notwendig. Hinzuweisen ist noch auf die potenzielle Relevanz von Netzwerkeffek-
ten, die hier der Einfachheit halber als Rechtsverschiebung der Nachfragekurve dargestellt 
sind. Zudem sind auch empirische Analysen von Interesse. Die zuvor entwickelten Überle-
gungen aus dem einfachen Partialmodell gelten – mutatis mutandis – in entsprechender Weise 
auch hier.  
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2.2  Preis- und Innovationswettbewerb im liberalisierten Telekommunika-
tionsmarkt 
Regulierung beinhaltet sektorspezifische Wettbewerbsregeln. Wettbewerb umfasst in einer 
Marktwirtschaft eine Reihe von Dimensionen. 
•  Preiswettbewerb: Anbieter können außerhalb vollkommener Märkte durch gezielte 
Preissenkung ihren jeweiligen Marktanteil erhöhen. Im Rahmen des Substitutions-
wettbewerbs führen Anbieter Produkte mit Ähnlichkeit zu den am Markt gehandelten 
Gütern ein, was eine flachere Nachfragekurve bzw. eine Erhöhung der Preiselastizität 
der Nachfrage bedeutet.  
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•  Reklamewettbewerb: Anbieter können durch auf Produkteigenschaften oder die Un-
ternehmensreputation abstellende Werbung die Zahlungsbereitschaft der Nachfrager 
zu erhöhen suchen. 
•  Innovationswettbewerb: Anbieter können durch die Einführung neuer Produktionsme-
thoden die Profitabilität zu erhöhen suchen oder durch die Entwicklung bzw. Ver-
marktung neuartiger Produkte höhere Durchschnittserlöse am Markt zu erzielen su-
chen. 
In liberalisierten Telekommunikationsmärkten ist aus regulierungstheoretischer Sicht auf 
Märkten mit Marktbeherrschung (significant market power) eine Preisregulierung auf Vor-
produktmärkten erwägenswert. Bezugspunkt ist dabei zunächst eine sinnvolle Abgrenzung 
des relevanten Marktes, wofür die Europäische Kommission in ihrer Rahmenregulierung 
Vorgaben gemacht hat; die nationalen Regulierer müssen dabei entsprechende Marktstudien 
vorlegen. Zu den in der Telekommunikation typischen Abschätzungsproblemen gehört dabei 
das Ausmaß an Netzwerkeffekten, die man als endogene Nachfragebeschleunigung aufzufas-
sen hat; grafisch gesehen können Netzwerkeffekte durch eine Parallelverschiebung der Nach-
fragekurve nach rechts oder eine Drehung der Nachfragekurve nach außen dargestellt werden. 
Regulierungsbehörden führen aber nicht nur Preisfestlegungen – in der Regel auf Basis des 
Konzeptes effizienter Leistungserstellung – durch. Vielmehr sind auch Nicht-
Preisregulierungen beobachtbar, wozu insbesondere gehören: 
•  Auflagen für den Incumbent, eigene Leistungen an Mitbewerber zu kostendeckenden 
Preisen abzugeben, damit ein Resale-Wettbewerb möglich wird; 
•  Entbündelungsvorgaben bei Vorleistungsangeboten (eine erkennbare Ausnahme sind 
die Niederlande, wo man klar auf infrastrukturbasierten Wettbewerb setzt) 
•  Auflagen für den Incumbent, neu auf den Markt gebrachte Dienste dauerhaft bzw. für 
längere Zeit im Markt als Angebot zu belassen. Letzteres führt in Verbindung mit ei-
ner Resale-orientierten Regulierung dazu, dass in die unternehmerische Freiheit des 
Incumbent eingegriffen wird und zugleich die Marktchancen der Konkurrenten ver-
bessert werden. Denkbar ist sogar, dass der Incumbent in seinem Fortschreiten im In-
novationszyklus behindert wird, da eine neue Dienstegeneration X++ in der Regel na-
turgemäß dadurch im Markt forciert würde, dass man nach einer kurzen Übergangs-
phase das alte Produkt X+ auslaufen lassen würde. 
Die EU-Rahmenregulierung sieht ausdrücklich vor, dass innovative Diensteangebote von 
der Regulierung ausgenommen werden sollen. Dahinter steht die Vorstellung, dass hinrei-
chende Anreize für die Entwicklung von innovativen Diensten erhalten bleiben sollen: Den 
Anbietern muss es möglich sein, im Markt über temporär relativ hohe Preise die Aufwendun-
gen für Forschung und Entwicklung bzw. eine Innovationsprämie zu verdienen. Dies ist in 
digitalen Dienstleistungsmärkten umso wichtiger, als Produktinnovationen in der Regel nicht 
über Patente abgesichert werden können und zudem die Möglichkeiten zur Nachahmung in 
der Regel relativ leicht sind.  
Wenn umgehend eine staatliche Preisregulierung erfolgt, besteht die Gefahr, dass der re-
gulierte Preis unterhalb eines Niveaus zur Refinanzierung der Innovationsaufwendungen fest-
gelegt würde; käme die Produktinnovation von einem marktbeherrschenden Unternehmen, 
bestünde darüber hinaus eine Tendenz des Regulierers, den Incumbent auf einen Wiederver-
kauf der innovativen Dienste an andere Unternehmen zu verpflichten. Wenn aber aus einer  
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digitalen Produktinnovation rasch ein Me-too-Produkt – ein allgemeines Jedermanns-Produkt 
– würde, wäre es nicht nur unmöglich, am Markt die Innovationsaufwendungen zu refinanzie-
ren; vielmehr könnte dann auch nicht jene Innovationsreputation aufgebaut werden, die für 
eine profitable Preisstellung im Markt bzw. für eine börsennotierte Unternehmen wichtige 
nachhaltige Profitabilität unverzichtbar ist. Eine Schwächung der Schumpeterschen Innovati-




2.3  Rolle expliziter Regulierung 
Explizite Regulierung besteht in für alle Marktakteure absehbaren Regeln, die sich auf die 
Endkundenmärkte oder Vorproduktmärkte beziehen können. Da Regulierung im Festnetz-
markt sich fast ausschließlich auf marktbeherrschende Unternehmen bezieht – mit typischer-
weise vertikaler Integration –, hat die Regulierung eine doppelt orientierende Funktion: 
•  Der Incumbent wird in seiner Investitions- und Innovationsplanung die Vorgaben des 
Regulierers antizipieren. Mengen- oder Preisstrategien sind entsprechend anzupassen. 
•  Die Mitbewerber des Incumbent werden ihrerseits die verhaltenswirksamen Regulie-
rungen antizipieren und ihre eigenen Marktstrategien entsprechend ausrichten.  
Neben der expliziten Regulierung gibt es allerdings eine Grauzone der Regulierung: Hier geht 
es um diskretionäre – in der Regel beträchtliche – Entscheidungsspielräume, die der Regulie-
rer grundsätzlich ausfüllen kann; in welcher Intensität und mit welchem Timing bleibt ihm 
überlassen. Der Regulierer kann diese diskretionären Spielräume nun nutzen, um gegenüber 
dem Incumbent ein Drohpotenzial aufzubauen: Man lässt durchblicken, dass in dem Fall, dass 
die Firma bestimmte unternehmerische Freiheiten faktisch nutzt, regulatorische Interventio-
nen stattfinden könnten. Lässt sich eine regulierte Firma durch diese Drohung zu einem ver-
änderten Verhalten zwingen, kommt es trotz Abwesenheit expliziter Regulierung zu Verhal-
tensänderungen im Markt; sie werden nicht nur für das regulierte Unternehmen problema-
tisch, sondern schaffen auch Probleme bei der Evaluierung der Regulierung. Denn da Schat-
tenregulierungen nicht dokumentiert und für Analysten oder Forscher im einzelnen nachvoll-
ziehbar sind, werden Verhaltensänderungen fälschlich den expliziten Regulierungen – oder 
auch anderen Einflussfaktoren (etwa technologischer Art) – zugeschrieben. Damit drohen 




2.4  Bedeutung von dynamischen Anreizen bei rationaler Regulierung: 
Nicht-Regulierung, Access Holidays, Sunset-Klauseln 
Sofern die Regulierung darauf abzielt, Infrastrukturinvestitionen und Innovationen zu fördern, 
ist auf angemessene Anreize für innovative Infrastruktur- bzw. Diensteanbieter zu achten. Ein 
Innovator wird nur dann bereit sein, die besonderen Risiken von Invention und Innovation auf 
sich zu nehmen, wenn am Markt ausreichende Möglichkeiten bestehen, eine angemessene  
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Rendite zu verdienen. Denkbare Mechanismen mit Blick auf innovationsstarke Anbieter sind 
hier insbesondere: 
•  Dauerhafte Nicht-Regulierung, soweit die Verhandlungen der Marktakteure erkennbar 
im Rahmen eines funktionsfähigen Wettbewerbs stattfinden; hier sind entsprechend 
klare gesetzliche Regulierungen notwendig. 
•  Regulatory Holidays / Access Holidays (Regulierungsbefreiung): Hier erhalten inno-
vationsaktive Unternehmen bei der Entwicklung neuer Produkte eine befristete Phase 
der Nichtregulierung, und zwar auch dann, wenn sich im statischen Marktverständnis 
signifikante Marktmacht ergibt. Hier steht der Patentschutzgedanke aus der Industrie 
Pate: Führende Software-, Halbleiter- und Telekomausrüstungsfirmen geben zwi-
schen 10 und 20% ihrer Umsätze für Forschung und Entwicklung (F&E) aus, wobei 
im Fall eines Patentes Schutzrechte von 15-20 Jahren gewährt werden (OPTA, 2005, 
S.30). Allerdings ist zu bedenken, dass die effektive Patentlaufzeit erheblich kürzer 
sein kann als die nominelle: Kommen neuartige Produkte auf den Markt, die preis-
werter und zugleich besser als bestehende patentgeschützte Produkte sind, so wird 
sich rasch die gesamte Nachfrage auf die neue Produktgeneration verlagern. COR-
NELLI/SHANKERMAN (1999) befürworten mit Blick auf eine zeitliche Regulie-
rungsfreistellung eine fallbezogene Entscheidung auf Basis klarer Prinzipien, wobei 
für relativ lang angelegte Investitionsprojekte – mit einer erwarteten Lebensdauer von 
30-50 Jahren – eine zeitliche Regulierungsfreistellung von 10-20 Jahren angemessen 
zu sein scheint (entspricht etwa 1/3 der Lebenszeit der betrachteten Infrastrukturin-
vestition). Eine beschränkte Regulierungsfreizeit ist ebenfalls als Politikstrategie 
denkbar, wie man am Beispiel des Vorgehens der australischen ACCC-Behörde im 
Kontext mit der Sicherung des Zugangs zu „essential facilities“ bzw. Engpassfaktoren 
im Netz sieht: Die Regulierungsbehörde forderte Foxtel und Telstra auf, angemessene 
Bedingungen für den Zugang zum digitalen Bezahl-TV-Netzwerk für Dritte festzule-
gen – ein entsprechendes Angebot der beiden Unternehmen sollte dann eine Freistel-
lung von entsprechenden weiteren Regulierungen ergeben. Nicht unproblematisch ist 
allerdings an dieser Stelle, dass eine bedingte Regulierungspause auch handlungs- 
bzw. innovationsbeschränkend sein kann, denn die Freiheit zum Experimentieren mit 
neuartigen bzw. flexiblen Gebührenmodell wird damit beschränkt. 
•  Sunset-Klauseln: Hier werden Regulierungsvorgaben auf der Zeitachse beschränkt (so 
hat die Europäische Kommission etwa im Kontext mit der Mannesmann-Übernahme 
durch Vodafone eine auf drei Jahre beschränkte Klausel bezüglich der Nutzung eines 
EU-weiten Mobilfunkangebots eingeführt). Das Wissen um das Auslaufen einer Re-
gulierung für ein innovatives marktbeherrschendes Unternehmen kann durchaus An-
reize zur Innovation geben. Allerdings ist es nicht einfach sicherzustellen, dass Sun-
set-Klauseln vom Gesetzgeber bzw. der Regulierungsbehörde angemessen formuliert 
werden. 
Aus ökonomischer Sicht sollte Netzwerkbetreibern, die mit neuartigen Netzinvestitionen – 
etwa bei einem Projekt fibre to the home – die Voraussetzungen für die Vermarktung neuarti-
ger hochwertiger digitaler Inhalte bieten, ein besonderer Anreiz gegeben werden. Eine Regu-
lierung sollte erst mit einer angemessenen Zeitverzögerung einsetzen, sofern man nicht etwa 
wegen hinreichender potenzieller Konkurrenz ganz auf Regulierung verzichten kann.   
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Wenn man von Seiten der Regierung nicht einen reinen Resale-Wettbewerb will, so sind 
angemessene Anreize für die Expansion der Netzwerke – auf Basis gesicherter Zusammen-
schaltmöglichkeiten – durch verschiedene Investoren zu geben. Dies kann der Regulierer im 
Übrigen auch dadurch erreichen, dass für Anbieter mit eigener Infrastruktur entsprechend 





2.5  Schattenregulierung und ihre Wirkungen 
2.5.1.  Formen der Schattenregulierung 
Auf den ersten Blick könnte man Schattenregulierung als eine Form von „moral suasion“ be-
trachten, bei der die Wirtschaftspolitik auf die Akteure am Markt in einer Weise durch Appel-
le einwirkt, die ein bestimmtes Verhalten herbeiführen sollten. Moral suasion ist allerdings in 
der Wirtschaftspolitik traditionell nur als gängige Politikoption im Bereich der Tarifvertrags-
parteien anzusehen. Sie sind – mit ihren Aktivitäten bzw. autonomen Vereinbarungen auf den 
Arbeitsmärkten – als Einflussträger der Politik anzusehen. Daher kann die Wirtschaftspolitik 
im Rahmen der Einkommenspolitik durchaus legitim versuchen, auf die Tarifvertragsparteien 
einzuwirken, die unmittelbar wichtige Vereinbarungen mit stabilitätspolitischer Relevanz 
schließen. Moral suasion ist hingegen kein sinnvoller Politikansatz im Bereich der Wettbe-
werbspolitik bzw. der Regulierungspolitik, denn aus wirtschaftspolitischer Sicht sollen die 
Marktakteure die Freiheit des Wettbewerbs im Rahmen eines dynamischen Aktions- und Re-
aktionsprozesses eigenverantwortlich nutzen. In seltenen Einzelfällen mögen Appelle des 
Regulierers an regulierte Unternehmen angebracht sein, etwa um durch zusätzliche öffentliche 
Informationen regulierungspolitische Unsicherheiten zu vermindern. Als Standardoption der 
Regulierungspolitik erscheint moral suasion hingegen als ungeeignet. 
Mit Blick auf die Rolle von Schattenregulierungen, die die Androhung von Regulierungen 
bzw. Verschärfungen bestehender Regulierungen durch die Regulierungsbehörde beinhaltet, 
sind zunächst die relevanten Formen zu betrachten. Die Schattenregulierung kann eine Fülle 
von Formen annehmen, wobei drei Ausprägungen in der Praxis besonderer Bedeutung sind: 
•  Es erfolgt durch den Regulierer ein bedingtes Androhen von Regulierungen, um das 
regulierte Unternehmen zu Verhaltensänderungen zu veranlassen: Dies kann auf be-
stimmte Preisminderungen abstellen, den Zugang zu Vorproduktleistungen außerhalb 
monopolistischer Engpassbereiche im engeren Sinn mehr oder weniger erzwingen 
oder auch den Verzicht auf mögliche Bündelprodukte solcher Art, die wettbewerbs-
politisch im Wesentlichen als unkritisch einzustufen sind. 
•  Der Regulierer droht das Fortbestehen von Regulierungen im Regulierungsbereich A 
an, die vor dem Hintergrund eines im Zeitablauf zunehmend funktionsfähigen Wett-
bewerbs, bei Anwendung des Grundsatzes im Zweifelsfall gegen Regulierung auslau-
fen müssten. Hier kann der Regulierer im Rahmen diskretionärer Spielräume Verhal-
tensänderungen beim regulierten Unternehmen in einem B-Bereich erzwingen, deren 
Abforderung eigentlich illegitim ist.  
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•  Der Regulierer droht die Einführung neuer Regulierungen in eigentlich für funktions-
fähigen Wettbewerb unkritische Bereiche an, etwa indem er bei einer angedrohten 
Neuabgrenzung von Märkten bisher getrennten betrachtete Teilmärkte so zu einem 
neuen (Kombi-)Markt definiert, dass Marktbeherrschung aus einem der beiden Teil-
märkte implizit zum Problem des Kombimarktes wird. Der Regulierer erschließt sich 
durch Definitionsspielräume neue Regulierungsmacht.  
Es ist davon auszugehen, dass in Deutschland und in einigen anderen EU-Ländern das 
Problem der Schattenregulierung ein für die Regulierungspraxis wichtiges Phänomen dar-
stellt. 
 
2.5.2.  Wirkung der Schattenregulierung auf marktbeherrschende Unternehmen aus 
preis- und investitionstheoretischer Sicht 
Die Wirkung von Schattenregulierung auf marktbeherrschende Unternehmen – genauer ein 
Unternehmen mit einer Marktbeherrschung in einem relevanten Teilmarkt X – ist aus investi-
tions- und innovationspolitischer Sicht zu thematisieren. Man kann formal zeigen, dass regu-
lierungspolitische Unsicherheit auf einem Vorleistungsmarkt – bei der Entscheidung über die 
Anschaffung einer Maschine oder bei einem Innovationsprojekt – eine Verschiebung der Kos-
tenkurven nach oben bedeutet (formales Modell: siehe Anhang 1 bzw. 2). In der grafischen 
Darstellung wird die Grenzkostenkurve nach oben verschoben, was zu einer geringeren Pro-
duktionsmenge und einem höheren Preis führt. Daher führt ein Anstieg von Regulierungsun-
sicherheit zu einer Marktpreiserhöhung im Endkundenmarkt, die letztlich gar nicht den Un-
ternehmen selbst anzulasten ist; vielmehr steckt der diskretionäre Kurs der Regulierungsbe-
hörde hinter. Je größer der Unsicherheitsgrad über den Kurs der Regulierung, desto stärker 
verschiebt sich die Grenzkostenkurve (k’1 statt k’0 in Abb. 7) nach oben; umso geringer ist die 
Produktionsmenge und umso größer der Preis im Gleichgewicht. Es könnte sogar zu einem 
Regulierungsparadoxon derart kommen, dass die Regulierungsbehörde eine Preiserhöhung 
des Incumbent problematisiert, die sie selbst verursacht hat. Mehr noch: Auch bei einem in-
novatorischen Endproduktanbieter gilt, dass eine Erhöhung der Regulierungsunsicherheit die 
Gleichgewichtsmenge reduziert. Dies hat zudem gesamtwirtschaftliche negative Auswirkun-
gen auf die Produktion, da ein Teil der Produktion aus dem Telekommunikationsdienstemarkt 
Input für alle anderen Produktionsbereiche ist.  
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Das Ergebnis der Analyse zeigt, dass Schattenregulierung zu einer Reduzierung der 
Gleichgewichtsmenge und zu einer Erhöhung des Gleichgewichtspreises führt (dies gilt auch 
bei sinkenden Grenzkosten). Daher ist Schattenregulierung wirtschaftspolitisch als höchst 
problematisch anzusehen, da hierdurch  
•  Wohlfahrtsverluste entstehen; hierbei ist ohne weiteres die Reduzierung der Konsu-
mentenrente um die Fläche p1E1E0p0 zu erkennen (bei fallenden oder steigenden 
Grenzkosten tritt noch eine Minderung der Produzentenrente hinzu); die als Unsi-
cherheitsprämie zu verstehende Differenz p1-p0 kann in der Realität durch relativ star-
ke Prozessinnovationen überdeckt werden, die ja die Grenzkostenkurve nach unten 
verschieben. Ergibt sich etwa dadurch die Grenzkostenkurve k’2, auf die wiederum 
die Unsicherheitsprämie aufzuschlagen ist, dann wird der Preis unverändert bei p0 
bleiben (der Preis wird sogar sinken, wenn die Verschiebung der Grenzkostenkurve 
nach unten noch stärker ausfällt als k’2). Die Wohlfahrtsverluste werden ggf. gering-
fügig dadurch gemindert, dass Schattenregulierung einzelnen Newcomern die Ent-
wicklung von Produkt- oder Prozessinnovationen erleichtern mag.   
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•  die Investitionsausgaben des regulierten Unternehmens fallen; damit aber wird der 
netzbasierte Wettbewerb deutlich geschwächt, wobei zudem negative Einkommens- 
und Beschäftigungseffekte entstehen; 
•  der Wert entsprechender börsennotierter Unternehmen reduziert wird; die Übernah-
megefahr durch ausländische Unternehmen steigt;  
•  Chancen für erfolgreiche Direktinvestitionen im Ausland sinken, da in einer Welt mit 
unvollkommenen Kapitalmärkten die Möglichkeiten zur Erhöhung des Eigenkapitals 
durch die verschlechterte Börsenbewertung vermindert wird bzw. die Option er-
schwert wird, bei internationalen Unternehmenszusammenschlüssen einen wesentli-
chen Teil des Kaufpreises durch faktisches Bezahlen mit eigenen Aktien zu finanzie-
ren; 
•  der gesunkene Börsenwert bedeutet, auch verschlechterte Möglichkeiten, Innovations-
projekte – sie müssen in der Regel hinreichend mit Eigenkapital unterlegt werden – 
zu finanzieren und damit eine Schwächung der Schumpeterschen Innovationsdyna-
mik.  
Es ist keine rationale Regulierung gegeben, wenn durch Schattenregulierung die Innovati-
onsdynamik marktführender Unternehmen künstlich beschränkt wird – damit dann kleinere 
Konkurrenten die entstandene Innovationslücke schießen können. Eine derartige verdeckte 
und allokationsverzerrende Regulierungspolitik wäre – noch dazu nach Abschluss der ersten 
Marktöffnungsphase – ineffizient und kontraproduktiv sowie Ausdruck einer gegen leistungs-
fähige Großunternehmen gerichteten Industriepolitik. 
 



















Daher ergibt sich letztlich die Forderung an die Regulierungsbehörde, auf Schattenregulie-
rung zu verzichten. Es ist aus einer Innensicht der Regulierungsbehörde möglicherweise att-
raktiv, in absehbaren oder neuen Konfliktfeldern eine Art Vorsichtsregulierung – sprich Über-
regulierung – zu praktizieren. Dies ist aber aus ökonomischer bzw. wirtschaftspolitischer 
Sicht nicht zu vertreten. 
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2.5.3.  Wirkung der Schattenregulierung auf marktbeherrschende Unternehmen aus 
innovationstheoretischer Sicht  
Aus innovationstheoretischer Sicht bedeutet Regulierungsunsicherheit vor allem das Problem, 
dass der Regulierer den Mitwettbewerbern den Zugang zu einer Produktinnovation des In-
cumbents im Wege des Resale-Wettbewerbs gibt. Damit reduziert sich die relevante Markt-
nachfrage für das innovierende Unternehmen und damit wiederum sinken die Chancen, De-
ckungsbeiträge für die Innovationsaufwendungen auf dem Markt zu verdienen, was wiederum 
den Innovationsanreiz schwächt. Dieser Negativ-Anreiz träte nur dann nicht auf, wenn Mit-
wettbewerber eine Innovationsprämie an den Innovator zahlen müssten – dies liefe auf eine 
angemessene Kürzung der sonst üblicherweise gewährten Rabatte im Resale-Bereich hinaus. 
Schattenregulierung reduziert die Anreize von innovationsstarken Unternehmen, Innova-
tionen im Inland vorzunehmen. Hier muss mit Blick auf den Telekommunikationsmarkt auf 
relevante Analogien etwa im Pharmamarkt verwiesen werden. International aktive (Tele-
kommunikations-)Unternehmen werden die erstmalige Einführung neuer Produkte bevorzugt 
in Ländern mit klaren und innovationsförderlichen Regulierungen vornehmen.  
Wenn Schattenregulierung in Deutschland zu einer internationalen Verlagerung von Inno-
vationsaktivitäten führen sollte, dann schadet dies nicht nur dem Forschungsstandort Deutsch-
land, wo hochwertige Arbeitsplätze verloren gehen würden. Vielmehr werden sich auch die 
Gründungs- und Expansionsbedingungen für technologieorientierte Newcomer – und zwar 
auch in vor- und nachgelagerten Märkten – mittelfristig verschlechtern. Das wiederum ver-




2.5.4.  Wirkung der Schattenregulierung auf nicht-marktbeherrschende Unternehmen 
Die Schattenregulierung ist in ihrem konkreten Kurs sowohl für das regulierte Unternehmen 
wie auch für nichtregulierte Unternehmen schwer abzuschätzen. Zudem ist zu bedenken, dass 
gerade große regulierte Unternehmen sich in Antizipation von Schattenregulierung strategisch 
verhalten können, was wiederum zusätzliche Unsicherheiten für die Mitbewerber bzw. die 
Bezieher von Vorleistungen der regulierten Unternehmen bedeutet. 
Mit Blick auf Schattenregulierungen kann zwar vermutet werden, dass die Schattenregu-
lierung kurzfristig den nichtregulierten Unternehmen Zugang zu neuen Produkten und Tech-
nologien schneller und günstiger als ohne Schattenregulierung verschafft; allerdings sind hier 
die Verhaltenswirkungen beim regulierten Unternehmen gegenzurechnen, dessen Mengen- 
und Innovationsoutput aus den geschilderten Gründen geringer ausfallen wird als bei Abwe-
senheit von Schattenregulierung. Daher kann auch für nichtregulierte Unternehmen die Exis-
tenz von Schattenregulierung problematisch sein. Dies gilt naturgemäß insbesondere dann, 
wenn ein erfolgreicher Newcomers im Zeitablauf selbst in eine marktbeherrschende Position 
hineinwachsen könnte. Möglicherweise entscheidet sich das Management mit Blick auf die 
drohende Regulierungswelle, das interne bzw. externe Unternehmenswachstum künstlich zu 
bremsen, was mit einzel- und gesamtwirtschaftlichen Effizienzverlusten einhergehen würde. 
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2.5.5.  Zur Problematik des Fehlers 1. Ordnung in dynamischen Märkten 
Aus regulierungsökonomischer Sicht ist zu bedenken, dass Schattenregulierung zum einen 
ungeplante gesetzgeberische Lücken oder aber ein besonderes Ausnutzen von Interpretations-
spielräumen durch die Regulierungsbehörde anzeigt. Bei neuartigen Sachverhalten bzw. im 
Kontext von neuen Märkten kann durchaus im Einzelfall ein beträchtlicher Interpretations-
spielraum der Regulierungsbehörde entstehen, sofern es nicht eine klare Priorität des Gesetz-
gebers zur Nichtregulierung von innovativen Diensten bzw. Produkten gibt. Eine solche Prio-
rität hat aber gerade die EU-Rahmenregulierung betont. 
Schumpetersche Innovationsprozesse auf Telekommunikationsmärkten sollten von Seiten 
der Regulierung nicht abgeschwächt werden, da eine hohe Innovationsdynamik für positive 
Wohlfahrtseffekte bzw. Einkommens- und Beschäftigungseffekte – sektoral bzw. in gesamt-
wirtschaftlicher Betrachtung – wesentlich sind. Regulierungseingriffe trotz hoher Wahr-
scheinlichkeit der Entfaltung von nachhaltig funktionsfähigem Wettbewerb ist als ein soge-
nannter Fehler 1. Ordnung höchst problematisch. Diskretionäre Regulierungs-spielräume der 
Wettbewerbsaufsichtsbehörden sind daher sinnvoll zu beschränken. Dies gilt auch deshalb, 
weil im Systemwettbewerb der nationalen Regulierungsbehörden gerade erkennbare innovati-
onsschädliche Regulierungen zu Reputationsverlusten des jeweiligen Regulierers auf lange 
Sicht führen dürften. In großen Ländern dürfte allerdings die Neigung von Regulierungsbe-
hörden, im Eigeninteresse bzw. als Option zur Machtdemonstration, auf Schattenregulierung 
immer wieder zu setzen, latent beträchtlich sein; denn die Größe des (regulierten) nationalen 
Marktes ist in der europäischen bzw. globalen Standortkonkurrenz als eigenständiger Vorteil 
anzusehen, so dass die unter dem Druck von Schattenregulierung stehenden Unternehmen 
sich kaum rasch vom Markt zurückziehen bzw. ihre Aktivitäten von anderen internationalen 
Standorten heraus neu aufbauen werden. Die in der Telekommunikationswirtschaft – vor al-
lem im Festnetzbereich – beträchtlichen versunkenen Kosten werden die Unternehmen gerade 
in großen Ländern im Zweifelsfall ein beträchtliches Maß an Schattenregulierung hinnehmen 
lassen. 
Es wäre vor allem Aufgabe des nationalen bzw. supranationalen Gesetzgebers, die Schat-
tenregulierung sinnvoll einzuschränken. Den Regulierungsbehörden soll durchaus kein für die 
Sicherung nachhaltigen Wettbewerbs sachlich notwendiger Entscheidungsspielraum genom-
men werden; allerdings sind unnötige diskretionäre Entscheidungsspielräume unbedingt zu-
rück zu schneiden. Im Übrigen ist auffällig, dass die Regulierungsbehörden in der EU bislang 
bei wohlfahrtsökonomischen Analysen kaum internationale Aspekte einbeziehen; notwendig 
wäre aus theoretischer Sicht, sowohl die internationalen Effekte bei der Konsumenten- als 
auch bei der Produzentenrente zu berücksichtigen. Die Regulierungsdebatte ist weitgehend 
noch dem Paradigma nationaler Märkte verhaftet.  
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3.  Politikimplikationen für rationale Regulierung 
3.1  Begrenzung diskretionärer Spielräume des nationalen Regulierers 
Schattenregulierungen sind ein reales Phänomen, das auf das unternehmerische Verhalten 
marktbeherrschender Unternehmen vielfältig einwirkt und dabei erhebliche negative Auswir-
kungen haben kann. Schattenregulierung lässt sich im Kern durch zwei Maßnahmen begren-
zen: 
•  die stärkere gesetzgeberische Einschränkungen von Regulierungsspielräumen; 
•  den gesetzgeberischen Verzicht auf Regulierungsfelder von geringer ökonomischer 
Relevanz. 
Gemäß den vorgestellten Überlegungen ist erhebliche Zurückhaltung für Regulierung auf 
technologie- bzw. innovationsdynamischen Märkten angezeigt. Zu einer solchen Skepsis be-
züglich Regulierungen tragen nicht nur wichtige theoretische Analysebausteine bei, sondern 
auch die Erfahrungen aus einigen führenden Telekommunikationsmärkten legen den Grund-
satz für neue Märkte nahe: Im Zweifelsfall gegen Regulierung (OPTA, 2005). 
In einer ersten Marktliberalisierungsphase war eine strikte Regulierungspolitik (BUN-
TE/WELFENS, 2002) und in gewissem Umfang auch – der Neuartigkeit der Politikaufgabe 
geschuldet – ein beträchtlicher diskretionärer Entscheidungsspielraum der Regulierungsbe-
hörde angemessen. Nachdem die Marktöffnungsphase in Deutschland recht erfolgreich absol-
viert wurde und nachhaltiger Wettbewerb weitgehend als gesichert erscheint, ist in einer zwei-
ten Marktentwicklungsphase die Bedeutung des Innovationswettbewerbs und des Ausbaus 
einer modernen Infrastruktur stärker in den Blick zu nehmen. Vorhandene diskretionäre Spiel-
räume des Regulierers und damit das Phänomen der Schattenregulierung sind einzuschränken. 
Auf der nationalen Politikebene ist das Problem der Schattenregulierung dadurch sinnvoll 
anzugehen, dass die Regulierungsbehörde selbst klare Grundsätze bzw. eine nachvollziehbare 
Konzeption der Regulierung entwickelt. Konzeption heißt, eine kohärente Verbindung von 
Zielen, Grundsätzen, Trägern und Maßnahmen zu entwickeln. Die britische OFCOM hat sie-
ben regulatorische Prinzipien entwickelt, die den diskretionären Verhaltensspielraum der Be-
hörde einschränken sollen: 
(I)   Promote competition at the deepest level; 
(II)   Focus on equality of access below this level 
(III)   Withdraw from regulation at other levels as soon as market conditions allow 
(IV)   Provide a favourable investment climate 
(V)   Accommodate different regulatory solutions for different products and geogra-
phies 
(VI)   Create scope for market entry that could over time remove economic bottle-
necks 
(VII)  Elsewhere use light touch regulation based on competition law and promotion 
of interoperability.  
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Diese Grundsätze der Regulierungspolitik erlauben es den Marktakteuren, die mittelfristi-
ge Ausrichtung der Politik zu antizipieren bzw. erleichtern die Investitionsplanung und moti-
vieren zum Innovationsengagement. Denkbar sind auch vordefinierte Deregulierungsauslöser: 
etwa wenn die Regulierungsbehörde zusagt, dass bei nachweislichem Vorliegen eines konkur-
rierenden Ortsnetzzugangs die Regulierung von Ortsnetzzugangspreisen binnen einer be-




3.2  Begrenzung diskretionärer Regulierungsspielräume auf supranationa-
ler Ebene 
Auf der supranationalen Ebene spielt die Rahmenregulierung eine wichtige Funktion, denn sie 
sorgt einerseits für eine gemeinsame Leitlinie der Regulierungspolitik der Mitgliedsländer; 
andererseits lässt sie den nationalen Regulierungsbehörden Raum für individuelle Ansätze 
und Systemwettbewerb. 
Es wäre Aufgabe der Europäischen Kommission, in ihren Rahmenregulierungen mittel-
fristig verstärkt eine sinnvolle Einschränkung diskretionärer Entscheidungs-spielräume natio-
naler Regulierungsbehörden vorzusehen, und zwar bei innovationsdynamischen Märkten; und 
auch das Prinzip „Im Zweifel gegen Regulierung“ zu verankern. Diese Überlegung heißt 
nicht, dass in der EU etwa die Systemkonkurrenz bzw. der Wettbewerb konkurrierender nati-
onaler Regulierungsansätze grundsätzlich geschwächt werden soll. Denn es darf nicht überse-
hen werden, dass der Systemwettbewerb für institutionelle Lernerfolge in der EU wesentlich 
ist. 
Es wäre Aufgabe der OECD oder auch der EU – im Rahmen des Monitoring der Digitalen 
Märkte durch die Europäische Kommission – auf Basis eines Fragebogens an die Mitglieds-
länder nach der Relevanz von Schattenregulierung aus Sicht der Regulierungsbehörden einer-
seits und aus der Perspektive der Telekommunikations-unternehmen andererseits zu fragen; 
entsprechende Untersuchungen wären regelmäßig im Rahmen einer Effizienzanalyse der Re-
gulierung vorzunehmen und zu publizieren. 
Nicht zu übersehen ist, dass im Kontext teilweise globalisierter Telekommärkte Umfang 
und Art der effektiven Regulierung – inklusive Schattenregulierung – für die internationale 
Marktdynamik wesentlich sind: Regulierte Unternehmen aus Ländern mit wenig Schattenre-
gulierung sind im Vorteil gegenüber regulierten Unternehmen aus Ländern mit umfangreicher 
Schattenregulierung. Ein Land mit wenig Schattenregulierung wird durch weniger hohe End-
kundenpreise, höhere sektorale Investitionen und höhere Börsenkurse der regulierten börsen-
notierten Telekomunternehmen geprägt sein als ein Land mit umfassender Schattenregulie-
rung. Auch wenn davon auszugehen ist, dass Schattenregulierung temporär zugunsten nicht-
regulierter Newcomer bzw. kleiner Telekom-Anbieter wirkt, so muss doch aus der Sicht des 
Gesetzgebers bzw. der Wirtschaftspolitik rationale Politik das volkswirtschaftliche Gesamtin-
teresse im Auge haben. 
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3.3  Perspektiven für das Auslaufen von Regulierung und rationale Regu-
lierungsstrategien 
Da die Regulierungsbehörde aus der Perspektive der Neuen Ökonomischen Theorie der Poli-
tik dazu neigen dürfte, einmal belegte Aufgabenfelder bzw. Regulierungsbereiche fortzufüh-
ren, ist an explizite Vorgaben des Gesetzgebers für das Auslaufen von Regulierungsfeldern zu 
denken. Zudem ist auf die Umsetzung rationaler Regulierungsstrategien zu achten, die auf 
Basis klarer ordnungspolitischer Grundsätze und von ökonomischen Kosten-Nutzen-Analysen 
zu entwickeln sind. Dabei ist hier selbst aus der Sicht der Regierungspolitik eines EU-
Mitgliedsstaates eine nur auf den nationalen Markt ausgerichtete Analyse bzw. Politik un-
zweckmäßig: Einerseits bedeutet die Präsenz multinationaler Unternehmen im Telekomsek-
tor, dass Effekte bei Direktinvestitionen bzw. auf das Bruttonationaleinkommen – im Unter-
schied zum Bruttoinlandsprodukt – zu thematisieren sind; andererseits sind Telekomdienste 
Inputs in praktisch allen Branchen bzw. in allen Firmen des Sektors der handelsfähigen Güter.   
Zunächst ist überhaupt eine klare Aufgabenteilung zwischen der allgemeinen Wettbe-
werbspolitik und der Regulierungspolitik notwendig. Aus dieser Perspektive sollte Regulie-
rungspolitik nicht mit Ex-post-Aufgaben betraut sein, da diese der allgemeinen Wettbewerbs-
politik zuzuordnen sind. Hier gibt es insbesondere in Deutschland eine Sonderentwicklung. 
Auffallend ist in Deutschland auch, dass trotz der von Seiten des Gesetzgebers vom Regulie-
rer verlangten vorausschauenden Analyse, eine bislang geringe systematische Betonung 
Schumpeterscher Innovations- bzw. Wettbewerbsprozesse erfolgt. Zudem werden internatio-
nale Aspekte der Regulierung bzw. der Kontext multinationale Unternehmen im Telekomsek-
tor und offene Volkswirtschaft kaum gewürdigt. Im Übrigen ist selbst bei der Europäischen 
Kommission bislang wenig Interesse an der Realität multinationaler Unternehmen im Tele-
kom-Binnenmarkt zu erkennen. Internationale Aspekte spielen bei der Kommission primär 
eine sichtbare Rolle, wenn es um Konsolidierungsfragen im Telekomsektor geht. 
Als wohlfahrtsökonomisch außerordentlich negativ einzuordnen sind erkennbare Tenden-
zen in Deutschland und einigen anderen EU-Ländern, dass regulierte multinationale Unter-
nehmen des Telekomsektors Produkt- und Prozessinnovationen nicht ohne weiteres im Hei-
matland (mit dem oft größeren Marktvolumen) bzw. im Standortland des Konzernsitzes ein-
führen, sondern eine Ersteinführung – als Reaktion auf zu wenig innovationsfreundliche Hei-
matmarkt-Regulierung – im Ausland vorgezogen wird: und zwar in Ländern mit wenig aus-
geprägter Schattenregulierung. Dieser Schattenregulierung, die als Teilelement einer Prolife-
ration von Regulierung zu werten ist, sollte man seitens der Politik Einhalt gebieten. Es gilt 
nach einer erfolgreichen ersten Phase der Etablierung von nachhaltigem Wettbewerb in der 
Telekommunikation einen regulatorischen Wildwuchs zu verhindern. 
Aus regulierungstheoretischer Sicht ist die Einführung von Produktbündeln ein in der Re-
gel besonders schwieriges Problemfeld, zumal wenn etablierte Produkte mit neuartigen Pro-
dukten bzw. Diensten verbunden werden. Sofern es sich um eine marktübliche Bündelung 
handelt, ist kein regulierungspolitisch relevantes Problem vorhanden. Sofern jedoch die Pro-
duktbündelung durch ein innovationsstarkes marktbeherrschendes Unternehmen eingeführt 
wird, kann wegen des Sachverhaltes der Marktbeherrschung bzw. eines hohen Marktanteils 
nicht ohne weiteres bestimmt werden, was sinnvoller Weise als marktüblich zu gelten hat. Der 
Anreizgedanke mit Blick auf Innovationen legt allerdings nahe, auch bestimmte Produktbün-
delungen eines marktbeherrschenden Unternehmens zuzulassen; dies ist dann der Fall, wenn  
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im Produktbündel die neuartigen Dienste bzw. Produkte auf mittlere Sicht als wesentliches 
Teilelement des Produktbündels einzuordnen sind. Der naturgemäß am Anfang der Lancie-
rung eines Produktbündels – unter Einschluss neuartiger Dienste – noch geringe anteilsmäßi-
ge Umsatz der neuartigen Dienste wird im Zeitablauf im Zuge typischerweise logistischer 
Expansionsprozesse bzw. von Netzwerkeffekten wachsen. 
Zunächst muss aus Sicht des EU-Mitgliedslandes Deutschland betont werden, dass für Te-
lekommunikationsmärkte – allesamt in den EU-Ländern liberalisiert – eine nationale und in-
ternationale Analyse- und Politikperspektive erforderlich ist. Aus wettbewerbstheoretischer 
Sicht ist die dynamische Allokationseffizienz von besonderer Bedeutung. Für die Bundesre-
publik Deutschland als Hochlohnland mit zahlreichen internationalisierten Wirtschaftsunter-
nehmen, das sich insbesondere den Herausforderungen von Digitalisierung, EU-
Osterweiterung und Globalisierung gegenübersieht, ist grundsätzlich ein Strukturwandel hin 
zu einer stärker wissens- und technologieintensiven Produktion erforderlich. So gesehen ist es 
auch unerlässlich, dass der Kurs der Regulierungsbehörde den Strukturwandel hin zu einer 
Expansion einer wissens- und technologieintensiver digitalen Wirtschaft fördert. Daher sind 
innovationsfreundliche Rahmenbedingungen im Allgemeinen und eine die Schumpeter-
Dynamik fördernde Regulierungspolitik unerlässlich. Dies gilt umso mehr, als nach immerhin 
sieben Jahren funktionsfähigen Wettbewerbs im Festnetzbereich und wachsender Anteile des 
Mobilfunkbereichs im Festnetzsegment eine erhebliche und nachhaltige Wettbewerbsintensi-
vierung festzustellen ist. Der bei der REGTP implizit in den Jahren 2004/05 erkennbare 
Grundsatz im Zweifelsfall für Regulierung sollte mit Blick auf die wichtige Rolle dynami-
scher Allokationseffizienz durch den Grundsatz „im Zweifelsfall gegen Regulierung“ ersetzt 
werden. Ein solcher Regulierungsansatz schließt dabei das vollständige Auslaufen von Regu-
lierung in nachhaltig wettbewerbsintensiven Marktbereichen ebenso wenig aus, wie die Ein-
führung neuer Regulierungen in neuen monopolistischen Engpassbereichen.  
Mit der zunehmenden Nutzung breitbandiger Telekommunikationsdienste wird der Quali-
tätsstandard ansteigen und sich die Basis für digitale Produktinnovationen für Haushalte und 
Unternehmen weiter verbessern. Dem reinen Preiswettbewerb kommt in Märkten mit hetero-
genen Gütern bzw. Diensten und Produktinnovationen tendenziell eine langfristig reduzierte 
Bedeutung zu. Der Regulierer sollte den Qualitäts- und Innovationswettbewerb nicht durch 
Überregulierung behindern. 
Für Deutschland bzw. die EU als offene Volkswirtschaft mit erheblichem Zu- und Abfluss 
an Direktinvestitionen gilt zudem, dass künftig seitens der Wirtschaftspolitik eine verstärkt 
internationale Perspektive sinnvoll ist; dass nämlich die internationalen Wirkungen von Regu-
lierungen zu bedenken sind: Für die Aussichten auf Ansiedlung neuer Wettbewerber einer-
seits, aber auch für die Chancen andererseits, in einem wettbewerbs- und innovationsstarken 
Heimatmarkt eine hinreichende Zahl von Unternehmen mit firmenspezifischen Vorteilen her-
vorzubringen, die erfolgreich auf Auslandsmärkten produzieren können. Es ist erwägenswert, 
dass auf EU-Ebene in einer novellierten Rahmenrichtlinie festgelegt wird, dass die nationalen 
Regulierer die Wirkungen von Regulierung im gesamten Binnenmarkt zu berücksichtigen 
haben, womit auf diese Weise eine wesentliche Dimension der internationalen Auswirkungen 
regulierungspolitischer Entscheidungen abgebildet würde. Für eine rationale Regulierung ist 
die vorgeschlagene stärker internationalisierte Perspektive unerlässlich.  
Von Seiten der Akteure in den Regulierungsbehörden gibt es kein Eigeninteresse daran, 
die Regulierung schlank zu halten. Vielmehr könnten bürokratische Eigeninteressen eher auf 
eine langfristige Regulierungsexpansion hinauslaufen. In einem globalen Wettbewerb würde  
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eine jedoch die internationale Wettbewerbsfähigkeit bzw. Innovationsintensität der Unter-
nehmen der Telekommunikationswirtschaft bremsende Regulierungspolitik zu Problemen 
führen, da bei Überregulierung ein Zurückfallen im internationalen Wettbewerb bzw. bei den 
Direktinvestitionszuflüssen zu rechnen ist.  
Eine erneute Novellierung des TKG ist von daher erwägenswert, wobei dessen Umfang 
deutlich reduziert werden sollte – das Beispiel Österreich gibt hier Anlass zum Nachdenken. 
Problematisch ist in jedem Fall das bisher weitgehende Fehlen einer internationalen Markt-
perspektive in den Analysen der Politikträger. Das Problem der Schattenregulierung sollte 
man aus analytischer wie wirtschaftspolitischer Sicht nachdrücklich Ernst nehmen, ohne dabei 
die notwendigen Vorgaben für nachhaltigen Wettbewerb zu vernachlässigen.  
Es gibt naturgemäß eine umfassende Forschungsagenda, die sich auf weitergehende Fra-
gestellungen, Differenzierungen oder auch Fallstudien bezieht; als wichtig erscheinen insbe-
sondere: Analysen zur Schließung vorhandener Forschungslücken. Diese beziehen sich u.a. 
auf Zwei-Länder-Modelle bei alternativer Markt- und Regulierungsdynamik sowie die empi-
rische Analyse der Effekte expliziter und impliziter Regulierung sowie auf Ländervergleichs-
studien zu theoretischen und empirischen Regulierungsfragen – inklusive Fragen der Innova-
tions-, Wachstums- und Beschäftigungsdynamik im Telekomsektor und in der Gesamtwirt-
schaft. Wenig untersucht ist auch die Frage nach Verzerrungswirkungen alternativer nationa-
ler Regulierungsregimes im EU-Binnenmarkt sowie nach rationalen dynamischen Abbaustra-
tegien der Regulierung. Im Einzelnen geht es von daher etwa um den folgenden Forschungs-
katalog: 
•  Entwicklung eines Modells mit multinationalen Unternehmen in offenen Volkswirt-
schaften unter Bedingungen symmetrischer und asymmetrischer Internationalisierung 
des Telekomsektors bei alternativen Regulierungsregimes – hier ergeben sich Per-
spektiven einer rationalen EU-Rahmenregulierung; 
•  Entwicklung ausgebauter industrieökonomischer Modelle mit Direktinvestitionen und 
regulierten digitalen Anbietern (ggf. inklusive vertikaler Integration); 
•  Empirische Abschätzung der Wohlfahrtseffekte von Regulierung bzw. Schattenregu-
lierung auf nationaler Ebene; 
•  Modellierung der Auswirkung von Schattenregulierung auf die langfristige Innovati-
onsdynamik; dabei kann zwischen nationalen Auswirkungen und Effekten im Integra-
tionsraum (z.B. EU) unterschieden werden; 
•  Regulatorische Übergangsdynamik zu Telekomwettbewerb im EU-Binnenmarkt: Re-
gulierung, Schattenregulierung, Entregulierung  
•  Analyse der Kosten der Schattenregulierung für regulierte Unternehmen und Einfluss 
der Schattenregulierung auf verschiedenen Gruppen von Newcomern bzw. den Ex-
Monopolisten. 
•  Analyse von Konsistenzerfordernissen effizienter und rationaler Regulierung im glo-
balisierten Telekommunikationsmärkten: Transatlantische und europäische Perspekti-
ven und Politikoptionen 
•  Analyse des Handels mit digitalen Gütern unter dem Einfluss von Schattenregulierung 
im In- und Ausland. 
•  Schattenregulierung in der Mobilkommunikation: EU-Probleme und -Perspektiven  
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•  Empirische Analyse der Auswirkung expliziter und impliziter Regulierung auf Investi-
tionen im Telekomsektor und in der Gesamtwirtschaft 
Diese und viele weitere Fragen der Schattenregulierung verdienen eine umfassendere und 
angemessen differenzierte – auch international vergleichenden – Analyse. Ein einfaches Fest-
halten an der traditionellen Analyse ist angesichts der starken Internationalisierung des Tele-
kommunikationssektors nicht vertretbar, eine unzureichende Einbeziehung von Fragen der 
dynamischen Allokationseffizienz ist im Übrigen dringlich. Nicht nur aus der supranationalen 
Perspektive der Wirtschaftspolitik, sondern auch aus der nationalen Perspektive kann offen-
sichtlich rationale Regulierung nur mit einer internationalisierten Schumpeter-Perspektive 
sinnvoll gestaltet bzw. weiterentwickelt werden.  
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Anhang 1: Modellierung des Einflusses der Regulierung auf das 
Anbieterverhalten 
Unter regulierungspolitischen Aspekten gilt als wichtige Frage, wie sich Unsicherheit bei der 
Regulierung auf das Marktgleichgewicht auswirkt, wobei der Unsicherheitsgrad durch die 
Standardabweichung erfasst wird. Dabei wird nachfolgend von einem Unternehmen ausge-
gangen, das regulierte Vorprodukte nutzt, um im Endkundenmarkt tätig zu werden. 
Betrachtet wird in einem einfachen Ansatz ein Unternehmen, das den Erwartungswert des 
Nutzens des Gewinns bzw. eine Nutzenfunktion, in den der Erwartungswert des Gewinns und 
dessen Standardabweichung eingeht, maximiert (es kann gezeigt werden, dass die Maximie-
rung einer Nutzenfunktion U(µ, σ) mit den Argumenten Erwartungswert (µ) und Standardab-
weichung (σ) mit der Maximierung des Erwartungswertes des Nutzens gleichbedeutend ist, 
vorausgesetzt die Nutzenfunktion ist quadratisch). Der Nutzen ist um so höher, je größer der 
Erwartungswert des Gewinns und je geringer die Standardabweichung ist; also gilt Uµ>0 und 
Uσ <0. 
Ein Telekommunikationsunternehmen produziere unter Leitung eines risikoscheuen Ma-
nagements die Menge q und kaufe Vorleistungen f(q) in einem regulierten Vorleistungsmarkt, 
die zu einem Preis erworben werden, der sich multiplikativ aus einem bekannten Durch-
schnittskostensatz c’ der Vorleistungsproduktion und einem Regulierungsaufschlagsfaktor 
E(R) ergibt; dieser Faktor kann über 1 liegen und würde dann einen zulässigen Gewinnauf-
schlagsatz im Vorleistungsmarkt darstellen; er könnte aber auch unter 1 liegen, sofern das 
regulierte Unternehmen finanzielle Beiträge zum Universaldienst erbringen muss. Die Vari-
anz bzw. Standardabweichung von R wird hier als Regulierungsunsicherheit interpretiert.  
Der Erwartungswert µ des Gewinns ergibt sich bei Zugrundelegung von Lohnkosten 
WL(q) – mit W für Nominallohn, L Arbeitsmenge – als 
 
(I)   µ = pq – WL(q) – E(R)c’f(q) 
 
(II)   σ = c’f(q) σR 
 
(III)   U(µ,  σ) = U(pq – WL(q) – E(R)c’f(q), c’f(q) σR) 
 
Welches ist die optimale Produktionsmenge für das Unternehmen, das auf einem regulier-
ten Vorprodukt aufbaut? Differenziert man (III) bzw. setzt man die erste Ableitung zwecks 
Maximierung der Nutzenfunktion Null, also dU/dq=0, so ergibt sich als notwendige Bedin-
gung für Gewinnmaximierung: 
 
(IV) Uµ (p-WL q – E(R)c’f q) + Uσ c’fq σR =0 
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(IV’) p = E(R)c’fq + WLq - (Uσ/Uµ)c’fq σR 
 
Aus der Gleichung (IV’) ersieht man, 
dass der Preis umso höher liegt, je höher das durchschnittliche Regulierungsniveau (Pa-
rameter R) im Vorleistungsmarkt ist 
und dass ein Anstieg der Regulierungsstandardabweichung zu einem Anstieg des Preises 
bzw. einer Verminderung der Produktionsmenge führt. Ein Anstieg der Regulierungsunsi-
cherheit auf der Vorleistungsebene führt eindeutig zu einem Preisanstieg im Endkundenmarkt. 
Wenn auf der Vorleistungsebene also erhöhte Regulierungsunsicherheit entsteht – entwe-
der durch Schattenregulierung oder aber bedingt durch Unklarheiten der Rechtssprechung –, 
dann wirkt dies preistreibend im Endkundenmarkt bzw. reduziert die dortige Gleichge-
wichtsmenge. Dies läuft also darauf hinaus, dass eine Erhöhung der Regulierungsunsicherheit 
zu einer Verschiebung der Grenzkostenkurve für den Anbieter im Endkundenmarkt führt. 
Damit ist auch – bei Annahme einer Nachfragelestizität größer 1 - eindeutig, dass erhöhte 
Regulierungsunsicherheit den Gewinn im Endkundenmarkt reduziert und damit auch den 
Börsenwert der am Endkundenmarkt aktiven (börsennotierten) Unternehmen. 
Betrachten wir nun ein innovatorisches Unternehmen im Endkundenmarkt, das einen 
Preissetzungsspielraum dergestalt hat, dass auf den Marktpreis p’ eines Standardproduktes 
eine Schumpeterprämie zv verdient werden kann, die vom Produktinnovationsgrad v abhängt 
(z ist ein positiver Parameter): Die Schumpeterprämie beträgt zv, wobei sich z annahmege-
mäß ergibt als z=h’σv + (1-h’)σvσR; h’ bzw. 1-h’ sind Gewichtungsfaktoren für die Unsicher-
heit beim Produktinnovationsprozess einerseits bzw. für durch Regulierungsunsicherheit zu-
sätzlich sich ergebende Differenzierungserfordernisse im Innovationsprozess (z.B. dass man 
mit mehr Produktvarianten planen muss als ohne Regulierungsunsicherheit). Der Erwar-
tungswert des Gewinns ist nun: 
 
(Ia) µ = [p’[1+zE(v)]]q – WL(q) – E(R)c’f(q) 
 
(Ib) σ = p’vh’ σv + p’v(1-h’)σvσR +f(q)c’σR 
 
(Ic) U(µ,σ) =([p’[1+zE(v)]]q – WL(q)–E(R)c’f(q), p’vh’ σv + p’v(1-h’)σvσR +f(q)c’σR) 
 
Nimmt man zur Vereinfachung an, dass E(v) eins beträgt, dann stellt sich die einfache 
Frage auch hier: Welches ist die optimale Produktionsmenge für das Unternehmen bzw. setzt 
man die erste Ableitung zwecks Maximierung der Nutzenfunktion Null, also dU/dq=0, so 
ergibt sich, dass eine Erhöhung der Regulierungsvarianz auch hier die Gleichgewichtsmenge 
vermindert.  
 
(Id) Uµ (p’[1+zv]-WL q – E(R)c’f q) + Uσ [p’vh’ σv + p’v(1-h’)σvσR+c’fq σR] = 0 
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(Ie) p = E(R)c’fq + WLq - (Uσ/Uµ) [p’vh’ σv + p’v(1-h’)σvσR +c’fq σR]  
 
Der regulierungsbedingte Preisanstieg bei Ansteigen der Regulierungsunsicherheit ist hier 
größer als im Fall ohne Innovation, da zusätzlich der Term  - (Uσ/Uµ)p’v(1-h’)σvσR zu beach-
ten ist. Eine erhöhte Regulierungsunsicherheit in einem Markt mit Produktinnovationen hat 
also besonders negative Auswirkungen. Wenn Telekommunikationsdienste im Endkunden-
markt einerseits anteilig (Anteil 1-A’) an Haushalte und andererseits an (Nicht-
Telekommunikations-)Unternehmen – als Vorprodukte (Anteil beträgt A’) – verkauft werden, 
mindert eine Erhöhung der Regulierungsunsicherheit insgesamt die gesamtwirtschaftliche 
Produktion Y, für die aus makroökonomischer Sicht gilt: 
 
(If) Y = Y(K’,L’,[1-A’]q, v) 
 
wobei K’ der Kapitaleinsatz bzw. L’ der Arbeitseinsatz außerhalb des Telekommunikati-
onssektors ist und (1-A’)q für die Vorprodukte des Telekommunikationssektor stehen. Eine 
Erhöhung des Produktinnovationsgrades v auf der Vorleistungsebene der Nicht-
Telekommunikationsunternehmen wird hierbei als eine Quasi-Erhöhung der gesamtwirt-
schaftlichen Produktion betrachtet, was aus der Perspektive einer hedonischen Preisindexbe-
rechnung nur konsequent ist; jedenfalls in der Annahme, dass sich die Qualität der Endpro-
dukte verbessert, wenn die Qualität der Inputgüter steigt.  
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Anhang 2: Investitionen, Börsenwert und Regulierungsunsicherheit 
Den Zusammenhang von Schattenregulierung und Investitionsaktivität bzw. Aktienkurs kann 
man in einem einfachen Zwei-Perioden-Modell illustrieren: Der Gegenwartswert bzw. Kapi-
talwert Z einer Investition in Höhe von I in der laufenden Periode ergibt sich bei  erwartetem 
Einnahmeüberschuss in der Folgeperiode pq - C (p ist Endkundenpreis, q Produktionsmenge, 
C Kosten) und bei einem Marktzins i sowie vom Regulierungsunsicherheitsgrad σ positiv 
abhängigen laufenden Produktionskosten C als: 
 
(I) Z = -I + [p(σ)q(p(σ)) –C(q,σ]/(1+i) 
 
C ist eine positive Funktion von Regulierungsunsicherheit insbesondere deshalb, weil das 
regulierte Unternehmen mit größerer Unsicherheit im Regulierungsbereich mehr Manage-
ment- bzw. Planungsressourcen einsetzen wird. Als (Grenz-)Investitionsprojekt wird ein sol-
ches realisiert, bei dem der Kapitalwert gerade noch positiv ist. Die Höhe der gewünschten 
Investition I ist bei Setzung von Z=0 demnach (mit u für Umsatz, der negativ von σ abhängt) 
gegeben durch:  
 
(II) I = [p(σ)q(p(σ)) –C(q,σ]/(1+i) = [u(σ) – C(q,σ)]/(1+i) 
 
Geht man davon aus, dass die nachgefragte Menge durch eine Preiselastizität größer 1 
charakterisiert ist – dies entspricht der Einschätzung der OECD (2005) -, so bedeutet der ana-
lytische Befund, dass die Regulierungsunsicherheit positiv auf den Endkundenpreis wirkt: Der 
(erwartete) Gewinn bzw. Einnahmenüberschuss [u(σ) –C(q,σ] wird auf doppelte Weise nega-
tiv von Regulierungsunsicherheit beeinflusst: Da p eine positive Funktion der Regulierungs-
unsicherheit ist und die Preiselastizität annahmegemäß größer 1 ist, wird mit einem Ansteigen 
von σ einerseits der Umsatz gemindert, andererseits erhöhen sich die Kosten. Von daher ist 
mit steigendem Grad an Schattenregulierung mit einer Minderung an rentablen Investitions-
projekten zu rechnen; zugleich bedeutet dies, dass der Aktienwert des Unternehmens negativ 
vom Grad an Schattenregulierung beeinflusst wird. Die Investition ist eindeutig eine negative 
Funktion des Grades an Regulierungsunsicherheit sowie eine negative Funktion des Markt-
zinssatzes i. Eine Erhöhung der Regulierungsunsicherheit wirkt für das Unternehmen also wie 
eine Zinserhöhung. 
Insgesamt lautet der Befund hinsichtlich der Rolle von Schattenregulierung bzw. des Gra-
des an Regulierungsunsicherheit: Je höher der Grad an Schattenregulierung 
•  desto höher der Endkundenpreis; 
•  desto geringer die Investitionen im Telekommunikationssektor; 
•  desto geringer der Börsenkurs des börsennotierten Unternehmens;  
•  desto geringer die Innovationsdynamik, denn diese basiert wesentlich auf durch Ei-
genkapital – dies setzt entsprechende Gewinne bzw. gute Möglichkeiten der (u.a.)  
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börsenmäßigen Eigenkapitalfinanzierung voraus - finanzierten Forschungs- und Ent-
wicklungsprojekten. 
Die Tatsache, dass der Börsenwert des Unternehmens sinkt, bedeutet ein erhöhtes Über-
nahmerisiko und mindert zugleich die Chancen für erfolgreiche Direktinvestitionen im Aus-
land. Die Innovationsdynamik sinkt, wodurch die Unternehmensgewinne beeinträchtigt wer-
den, was in einer offenen Volkswirtschaft – mit einem (regulierten) international tätigen Tele-
komunternehmen – im In- und Ausland negative Wohlfahrtseffekte zur Folge hat. 
Soweit durch Schattenregulierung in einer offenen Volkswirtschaft das Ausmaß an rentab-
len Investitionsprojekten reduziert wird, ist auch von einem Rückgang der Direktinvestitions-
zuflüsse in der regulierten Branche auszugehen – sofern man von einem in etwa stabilen An-
teil der multinationalen Investoren an den sektoralen Gesamtinvestitionen ausgeht. Damit aber 
hat Schattenregulierung erhebliche volkswirtschaftliche Kosten. Denkbar ist gar, dass multi-
nationale Investoren in Reaktion auf die Schattenregulierung ursprünglich geplanten Investiti-
onen in andere Länder umlenken. Da die Attraktivität eines Marktes aus Sicht ausländischer 
Investoren positiv von der Größe dieses Marktes abhängt, ist vermutlich gerade in großen EU-
Ländern eine Art natürliche Neigung vorhanden, die negativen Effekte von Schattenregulie-
rung kurzfristig zu übersehen. Denn die Attraktivität eines großen Marktes verhindert in der 
Regel ein kurzfristiges Umlenken geplanter Investitionen von ausländischen multinationalen 
Unternehmen. Mittel- und langfristig aber wirkt der Standortwettbewerb sicher auch hier. 
Für die Branche als Ganzes ist im Übrigen in der Regel auszuschließen, dass die negativen 
Effekte bei den börsenotierten Branchenführern F durch positive Expansions- bzw. Investiti-
ons- oder Innovationseffekte bei Newcomern N überkompensiert werden. Hier ist nämlich zu 
beachten, dass die Gesamthöhe der Brancheninvestition I
’ (oder auch der Innovationen) sich 
ergibt als I
’ = I+I“ – wobei I die Investition des F bzw. des Branchenführers/der Branchenfüh-
rer darstellen und I“ die Investitionen aller Newcomer bezeichnen; es gilt für den Investitions-
zuwachs in der Branche dI’=(I/I’)dI +[1-(I’/I)]dI“. Da der Anteil I/I’ des Branchenführers an 
den Gesamtinvestitionen der Branche typischerweise relativ hoch bzw. deutlich über 50% 
liegt, so wird selbst bei gleicher absoluter Erhöhung der Investitionen von Newcomern und 
Branchenführer der hohe Anteilswert des letzteren die Investitionsdynamik der Branche prä-
gen. 
Insgesamt ist aus ordnungs- und innovations- bzw. wachstumspolitischer Sicht daher eine 
gesetzgeberisch klare Beschränkung von diskretionären Entscheidungsspielräumen des Regu-
lierers und damit eine Minimierung von Schattenregulierungen wünschenswert. Diese Über-
legung gilt für alle EU-Länder und ist relevant sowohl auf der nationalen als auch auf der sup-
ranationalen Ebene. Schattenregulierung gilt es weitgehend zu vermeiden, damit sich der dy-
namische Wettbewerb mit optimalem volkswirtschaftlichen Nutzen entfalten kann. Diese 
Forderung schließt ein Minimum an begrenzter Flexibilität auf Seiten der Regulierungsbehör-
den nicht aus. Denn da der Gesetzgeber gerade in einer dynamischen Wirtschaft nicht auf alle 
Eventualitäten in der Gesetzgebung eingehen kann (es sei denn um den Preis höchst komple-
xer Gesetze, die wiederum die Transaktionskosten des Wirtschaftens erhöhen), kann der Re-
gulierungsbehörde durchaus ein sinnvoller Ermessenspielraum zugedacht werden. Diesen klar 
einzugrenzen, ist allerdings dringlich. Für Investitionen, Innovationen, Arbeitsplätze und 
Marktwachstum sowie internationale Expansion hinderlich sind umfassende diskretionäre 
Entscheidungsspielräume des Regulierers, die eine rationale Antizipation des Regulierer-
verhaltens – bei gleichzeitiger Abwesenheit von Willkür des Regulierers, und zwar inklusive 
potenzieller Willkür – seitens des regulierten Unternehmen unmöglich machen: Diese Art von  
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Schattenregulierung gilt es zu vermeiden. Es sei im Übrigen daran erinnert, dass diskretionäre 
Entscheidungsspielräume auch in anderen Politikfeldern aus ökonomischer Sicht als proble-
matisch gelten, wie etwa die Diskussion um die Geldpolitik in den 70er und 80er Jahren ge-
zeigt hat.   
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